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Hinweis: 

Es wurde davon abgesehen, die Anlage „Informationen und Daten zur beruflichen Bildung“ des Berufsbildungs- 
berichts 1984 als Bundestags-Drucksache zu veröffentlichen. 

In der Schriftenreihe des Bundesministers für Bildung und Wissenschaft „Grundlagen und Perspektiven für Bildung 
und Wissenschaft“, Heft 2, wird der Berufsbildungsbericht 1984 zusammen mit der genannten Anlage veröffent- 
licht. 
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Berufliche Bildung: 

Ausbildungs-, Berufs- und Lebenschancen 
für die Jugend — 

Wettbewerbsperspektiven für die Wirtschaft 


1. Ausbildung für die Jugend 

1983 war ein Rekordjahr der Berufsausbildung im dua- 
len System. Niemals zuvor haben in der Bundesrepu- 
blik Deutschland soviele Jugendliche einen Ausbil- 
dungsplatz gefunden wie 1983. Dies ist das Ergebnis 
einer Gemeinschaftsaktion aller an der Berufsausbil- 
dung Beteiligten — der Betriebe, Unternehmerorgani- 
sationen, Arbeitsämter, Kammern, Gewerkschaften, der 
öffentlichen Verwaltungen. 

Eine solche solidarische Gemeinschaftsaktion ist auch 

1984 notwendig, damit die Zukunftschancen der Ju- 
gend in Ausbildung und Beruf gesichert, die Wettbe- 
werbsfähigkeit der Wirtschaft gestärkt und den sozialen 
Verpflichtungen der Gesellschaft Rechnung getragen 
wird. 


1.1 Trotz schwieriger Wirtschafts- und Arbeitsmarkt- 
iage Rekord an neuen Ausbildungsverträgen 1983 

Vergegenwärtigt man sich die wirtschaftlichen Rah- 
menbedingungen, unterdenen die Ausbildungsleistung 
1983 erreicht wurde, ist insgesamt ein herausragendes 
Ergebnis in der Bereitstellung von Ausbildungsplätzen 
erreicht worden. Dazu haben sehr viele an der beruf- 
lichen Bildung Beteiligte mit Engagement, neuen Ideen 
und Initiativen beigetragen. Diese erfolgreichen An- 
strengungen verdienen hervorgehoben zu werden, 
denn sie sind der eigentliche Grund, daß die Gemein- 
schaftsaktion Ausbildungsplätze 1983 so erfolgreich 
sein konnte. 

Es ist in diesem Jahr weit mehr geschehen als die 
,, Versorgung von Jugendlichen mit Ausbildungsplät- 
zen“. Es hat sich gezeigt, was die Verantwortung der 
Wirtschaft und was das Engagement der vielen an der 
Berufsbildung Beteiligten einschließlich zahlreicher In- 
itiativen einzelner Bürger leisten können. Die vielfälti- 
gen Initiativen haben dazu geführt, daß trotz schwieri- 
ger Wirtschafts- und Arbeitsmarktlage mehr Jugend- 
liche als jemals zuvor in der Nachkriegszeit einen Aus- 
bildungsvertrag abschließen konnten. Damit ist ein 
Zeichen gesetzt worden, das über den Bereich der 
beruflichen Bildung hinaus seine Bedeutung hat: wie 
die Mitverantwortung und der Initiativenreichtum vieler 
in einer freiheitlichen Gesellschafts- und Staatsord- 
nung fruchtbar werden können. 

Die starke Beanspruchung des dualen Systems der 
Berufsbildung wird sich im Jahre 1984 unvermindert 
fortsetzen. Für 1984 wird mit einer Nachfrage nach 
Ausbildungsplätzen von 715000 bis 735000 gerechnet 
(vgl. Abschnitt 3.2). 

Die Wirtschaft, Unternehmen, Kammern, Verbände und 
Gewerkschaften sind erneut in ihrer Verantwortung für 
die Berufsausbildung junger Menschen im höchsten 
Grad gefordert. Die großen Ausbildungsanstrengun- 


gen der Betriebe und Verwaltungen im Jahre 1983 müs- 
sen fortgesetzt und — wo möglich — noch einmal 
gesteigert werden. 

Wesentliche Beiträge zum Berufsbildungsbericht 1984 
wurden vom Bundesinstitut für Berufsbildung im Rah- 
men seiner gesetzlichen Aufgaben geleistet. Das Insti- 
tut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundes- 
anstalt für Arbeit trug wichtige Forschungsergebnisse 
bei. Das Europäische Zentrum für die Förderung der 
Berufsbildung (CEDEFOP) unterstützte die Bericht- 
erstattung. Ergebnisse der Beratungen des Entwurfs im 
Hauptausschuß des Bundesinstituts für Berufsbildung 
und in seinem zuständigen Unterausschuß sind in die 
Berichterstattung eingeflossen. Die Verantwortung für 
den Berufsbildungsbericht liegt beim Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft. 


Ausbildungsplatzsituation 1983 

Die Attraktivität der betrieblichen Berufsausbildung ist 
für junge Menschen in diesem Jahr äußerst stark 
gewachsen. Noch nie haben sich so viele Jugendliche 
um Ausbildungsplätze beworben. 

Dieser Andrang von Jugendlichen auf die Berufsaus- 
bildung im dualen System ist aus der Sicht der Bundes- 
regierung positiv zu bewerten. 

Diese berufsbildungspolitisch erfreuliche Seite des 
Ausbildungsjahres 1983 hat auf der anderen Seite von 
allen Beteiligten Anstrengungen wie niezuvor verlangt, 
um den Ausbildungswünschen der vielen jungen Men- 
schen gerecht zu werden. Viele an der Berufsbildung 
Beteiligte haben daran mitgewirkt, den Ausbildungs- 
wünschen der Jugendlichen in schwieriger Zeitzu ent- 
sprechen. Ihnen allen gebührt Dank für ihren unermüd- 
lichen Einsatz. 

Trotz der schwierigen Wirtschaftslage sind 1983 rund 
46000 Ausbildungsverträge mehr abgeschlossen wor- 
den als 1982. Dies entspricht einem Zuwachs von 7,3 %. 
Die Gesamtzahl derzum 30. September 1983 neuabge- 
schlossenen Ausbildungsverträge ist damit auf rund 
678000 angewachsen. Auch gemessen am Altersjahr- 
gang der 1 5- bis unter 1 7jährigen haben mehr Jugend- 
liche eine Ausbildung im dualen System begonnen als 
noch im Vorjahr. Der Anteil am Altersjahrgang lag bei 
67,7 % (vgl. Schaubild 1). 

Wenn man zu dem Angebot der Wirtschaft an Ausbil- 
dungsplätzen die zusätzlich geschaffenen Plätze im 
Sonderprogramm des Bundes und in den Sondermaß- 
nahmen der Länder hinzurechnet, so ergibt sich, daß 
insgesamt weit mehr als 700000 Jugendliche bis Ende 
1983 in eine Berufsausbildung eintreten konnten. Den- 
noch waren am 31 . Dezember 1 983 noch 31 483 Bewer- 
ber bei der Bundesanstalt für Arbeit ohne Ausbil- 
dungsplatz. Ihnen standen 5192 unbesetzte Ausbil- 
dungsstellen gegenüber. 

Die Ausbildungsplatzsituation 1983 (siehe im einzelnen 
Abschnitt 3) war günstiger als am Anfang des Jahres 
von manchen befürchtet. Viele Betriebe und Verwal- 
tungen haben über den eigenen Bedarf hinaus Ausbil- 
dungsplätze bereitgestellt, andere wurden für die Aus- 
bildung gewonnen: aber es gab auch weiterhin Betrie- 
be, die sich 1983 nicht an der Ausbildung beteiligten. 
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Schaubild 1 


Anteile der Ausbildung im dualen System 
am Altersjahrgang 1978-1983 
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Verbände und Organisationen der Wirtschaft und die 
Gewerkschaften haben für mehr Ausbildungsplätze 
geworben. Die Arbeitsämter haben ihre Vermittlungs- 
tätigkeit intensiviert. Für ein ausreichendes Aüsbildungs- 
platzangebot, für Lebensperspektiven der Jugend und 
Wettbewerbsperspektiven der Wirtschaft durch Ausbil- 
dung haben sich Betriebe und Verwaltungen, Betriebs- 
und Personalräte, Ausbildungsberater, Ausbilder und 
Lehrer, Kammern und Innungen, regionale und über- 
regionale Organisationen und Verbände der Arbeit- 
geber und Arbeitnehmer, Arbeitsämter, Abgeordnete in 
den Parlamenten, die ehrenamtlich Mitwirkenden, die 
Medien und viele andere mehr in anerkennenswerter 
Weise engagiert. Das duale System hat die Bewäh- 
rungsprobe 1983 bestanden. 


Bundesregierung, Länder und Wirtschaft 

Die Bundesregierung hatdie Anstrengungen zur Siche- 
rung eines ausreichenden Ausbildungsplatzangebots 
nachhaltig unterstützt; schon frühzeitig hat sie auf die 
Notwendigkeit zusätzlicher Anstrengungen aufmerk- 
sam gemacht. Bundeskanzler Dr. Kohl hat in seinen 
Gesprächen mit den Spitzenorganisationen der Wirt- 
schaft erreicht, daß sie eine Zusage zur Steigerung der 
Ausbildungsplätze um 30000 gegenüber dem voraus- 


geschätzten Bedarf von 655000 gemacht haben. Diese 
Ausbildungsplatzzusage wurde nicht nur eingehalten, 
sie wurde deutlich übertroffen. In vielen Gesprächen 
haben der Bundesminister für Bildung und Wissen- 
schaft, der Bundesminister für Wirtschaft, der Bun- 
desminister für Arbeit und Sozialordnung und der Prä- 
sident der Bundesanstalt für Arbeit bei den Spitzenver- 
bänden der Wirtschaft und den Vorständen des Deut- 
schen Gewerkschaftsbundes und der Deutschen An- 
gestelltengewerkschaft auf die Notwendigkeit großer 
Anstrengungen zur Verbesserung der Ausbildungsplatz- 
situation 1983 hingewiesen. Angesichts der schwieri- 
gen Wirtschafts- und Arbeitsmarktlage wäre das gute 
Ergebnis der Ausbildungsplatzsituation ohne den Bei- 
trag der Bundesregierung und auch der Länder nicht 
möglich gewesen. 

Bund und Länder haben insbesondere durch folgende 
Aktivitäten und Maßnahmen zum Erfolg im Ausbil- 
dungsjahr 1983 beigetragen: 

— Kontinuierliche politische Einwirkung auf die Wirt- 
schaft zur Erhöhung des Ausbildungsplatzangebots, 
vor allem in ,, Spitzengesprächen“ mit den Verbän- 
den der Wirtschaft und der Gewerkschaften sowie 
konkrete Mithilfe in großer Anzahl bei Aktionen zur 
Verbesserung derTransparenz des Ausbildungsstel- 
lenmarktes, zur Gewinnung zusätzlicher Ausbil- 
dungsplätze und zur Erhöhung der Vermittlungs- 
quote von Ausbildungsplatzsuchenden, beispiels- 
weise bei Ausbildungsmarktkonferenzen und Aus- 
bildungsplatzbörsen: 

— Überprüfung von ausbildungsrelevanten Vorschrif- 
ten durch die Bundesregierung; 

— Intensivierung von Förderungsmaßnahmen der Bun- 
desanstalt für Arbeit in der Berufsbildung; 

— Erhöhung der Mittel für Fördermaßnahmen benach- 
teiligter Jugendlicher in der Berufsbildung um 75 
Mio. DM im Jahre 1983 im Rahmen des „Benachtei- 
ligtenprogramms“; 

— Einmaliges Sonderprogramm in Höhe von rund 
IGOMio. DM für etwa 7000 bis 8000 Jugendliche, 
die sich fürdieses Ausbildungsjahr bis zum 30. Sep- 
tember vergeblich um einen Ausbildungsplatz be- 
müht haben. 

Die großen Anstrengungen der Länder, die Ausbildungs- 
platzsituation dieses Jahres zu verbessern, konzentrie- 
ren sich beispielsweise auf: 

— Programme zur Förderung der betrieblichen Aus- 
bildung, z.B. für Mädchen, benachteiligte Jugend- 
liche, „Konkurs-Lehrlinge“; 

— Erhöhung des Angebots an vollzeitschulischen Aus- 
bildungsplätzen; 

— Erleichterungen durch organisatorische Verbesse- 
rungen des Berufsschulunterrichts, etwa beim Block- 
unterricht; 

— Unterstützung beispielsweise von Formen des Aus- 
bildungsverbundes, Patenschaften zur Verbesse- 
rung der regionalen und lokalen Ausbildungsplatz- 
situation. 

Ferner sind bis zum Jahresende 1983 die Anstrengun- 
gen der Betriebe, Arbeitsämter und Kammern intensiv 
fortgesetzt worden, um die Anzahl der am 30. Septem- 
ber noch nicht in Ausbildungsplätze vermittelten Ju- 
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gendlichen zu senken. Diese laufenden „Nachrückver- 
fahren“, die gemeinsam von Kammern und Arbeitsäm- 
tern durchgeführt wurden, sind erfolgreich gewesen 
und haben die Anzahl der bis dahin noch nicht vermit- 
telten Jugendlichen weiter verringert. 


1.2 Weiterhin schwierige Ausbildungsplatzsituation 
auch 1984: Große Anstrengungen notwendig 

Ziel der Berufsbildungspolitik der Bundesregierung ist 
die Sicherung eines ausreichenden, regional möglichst 
ausgeglichenen und nach Berufen vielfältigen Ange- 
bots an qualitativ guten Ausbildungsplätzen für alle 
Jugendlichen, die eine solide, Zukunftschancen eröff- 
nende Berufsausbildung in Betrieben und Schulen wol- 
len. Um dieses Ziel 1984 zu erreichen, sind weiterhin 
größte Anstrengungen alleren der Berufsbildung Betei- 
ligten, insbesondere der ausbildenden Wirtschaft, not- 
wendig. Die Wirtschaft muß im Interesse der Berufs- 
und Lebenschancen der Jugendlichen, aber auch im 
Hinblick auf ihre eigene Leistungs- und Konkurrenz- 
fähigkeit vom Staat und von der öffentlichen Meinung 
politisch nachhaltig in ihrer Ausbildungsbereitschaft 
und Ausbildungsleistung unterstützt werden. 

Angesichts der nach wie vor hohen Schulabgängerzah- 
len, der nicht voll befriedigten Nachfrage nach Ausbil- 
dungsplätzen aus den letzten Jahren und der noch 
unbefriedigenden Arbeitsmarktsituation, die manchen 
Jugendlichen dazu veranlaßt, nach dem Abschluß 
einer ersten berufsqualifizierenden Ausbildung eine 
weitere Ausbildung anzuschließen, steht die Berufsbil- 
dungspolitik auch in den kommenden Jahren vor gro- 
ßen quantitativen Problemen. Aber auch qualitativ hat 
die Berufsbildung aufgrund der technischen und öko- 
nomischen Entwicklung neue Herausforderungen zu 
bestehen. 

Wegen der großen Nachfrage der geburtenstarken 
Jahrgänge nach Ausbildungsangeboten ist es unum- 
gänglich, auch noch in den nächsten Jahren eine hohe 
Anzahl von Ausbildungsplätzen bereitzustellen. Dies ist 
neben der nur so zu verwirklichenden langfristigen 
Sicherung der Berufschancen der jungen Generation 
auch deshalb von besonderer Bedeutung, weil Berufs- 
ausbildung zum Abbau von Arbeitslosigkeit insbeson- 
dere der Jugendarbeitslosigkeit, beiträgt: Fachkräfte 
finden leichter einen Arbeitsplatz als Ungelernte. 

Voraussichtlich wird es bis weit in die 90er Jahre hinein 
aufgrund des starken Anstiegs der Hochschulabsol- 
ventenzahlen zu einem wachsenden Ungleichgewicht 
zwischen Angebot und Nachfrage nach akademisch 
ausgebildeten Arbeitskräften kommen. Die derzeit vor- 
liegenden Erkenntnisse zur langfristigen Entwicklung 
des Arbeitsmarktes begründen die Annahme, daß das 
Beschäftigungssystem langfristig das wachsende An- 
geboten Hochschulabsolventen nicht aufnehmen kann. 
Selbst wenn sich eine Abkehr von traditionellen Be- 
schäftigungsprofilen vollzieht und neue Tätigkeitsfel- 
der für Hochschulabsolventen eröffnet werden, besteht 
die Gefahr einer strukturellen Unausgewogenheit auf 
dem Arbeitsmarkt. Diese Entwicklung im Beschäfti- 
gungssystem wird sich auf das Bildungsverhalten jun- 
ger Menschen, d.h. auf die Nachfrage der Hochschul- 
berechtigten nach Ausbildungsmöglichkeiten in der 


beruflichen Bildung, künftig verstärkt auswirken. Schon 
heute lernen rund 120000 Hochschulberechtigteeinen 
anerkannten Ausbildungsberuf. 

Die Aufnahmefähigkeit der beruflichen Bildung für 
Hochschulberechtigte ist derzeit jedoch wegen der 
demographisch bedingt hohen Nachfrage nach Aus- 
bildungsplätzen durch Absolventen des Sekundarbe- 
reichs I noch begrenzt. Da in der zweiten Hälfte derSOer 
Jahre geburtenschwächere Jahrgänge den Sekundar- 
bereich I verlassen werden, ist aber damit zu rechnen, 
daß dann in der beruflichen Bildung Ausbildungsmög- 
lichkeiten in wachsendem Maße auch für Hochschul- 
berechtigte zur Verfügung gestellt werden können. 
Hierzu müssen Wirtschaft und Verwaltungen auch in 
der zweiten HälftederSOer Jahre ein großes und vielfäl- 
tiges Angebot qualifizierter Ausbildungsplätze bereit- 
stellen. 


Stärkung des dualen Systems 

Der Übergang von der Schule in die Arbeitswelt, der in 
vielen vergleichbaren Ländern ein schwerwiegendes 
bildungspolitisches Problem darstellt, vollzieht sich im 
dualen System der Berufsausbildung in der Bundes- 
republik Deutschland vergleichsweise reibungsloser, 
insbesondere dann, wenn der Arbeitsmarkt aufnahme- 
fähiger als derzeit ist. Das duale System der Ausbildung 
in Betrieb und Schule mit seinem Praxisbezug und sei- 
ner Vielfalt des Bildungsangebots bietet eine gute 
Grundlage, die derzeit und in den kommenden Jahren 
bestehenden Schwierigkeiten beim Übergang von der 
Bildung in den Beruf zu lösen. Die duale Ausbildung 
vermittelt die Befähigung zur Ausbildung eines qualifi- 
zierten Berufes und ermöglicht dank seiner Praxisnähe 
die schnelle Berücksichtigung technologischer Neue- 
rungen. Es liegt damit nicht nur im Interesse der 
Jugendlichen, sondern entspricht gerade auch den 
Anforderungen der Arbeitswelt. Die Bundesregierung 
wird sich daher auch weiterhin für die Fortentwicklung 
und Stärkung des dualen Systems einsetzen. 

In der Zeit geburtenstarker Jahrgänge bleibt es not- 
wendig, Ausbildungsplätze auch über den eigenen 
Bedarf hinaus bereitzustellen. Die Chance, eine Aus- 
bildung zu erhalten, hat angesichts des in wenigen 
Jahren erwarteten Eintritts geburtenschwächerer Jahr- 
gänge im Interesse der Jugendlichen und der Betriebe 
Vorrang vor einer Beschäftigungsgarantie im Ausbil- 
dungsbetrieb. 

Die Erfahrungen des Jahres 1983 haben gezeigt, daß es 
auch unter schwierigen wirtschaftlichen Bedingungen 
möglich ist, das Ausbildungsplatzangebot zu steigern. 
Sie müssen genutzt werden, damit im Jahr 1984 alle 
Jugendlichen Ausbildungschancen haben. Eine Ver- 
besserung der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen, 
eine Stärkung der Grundlagen für Investitionen und 
Wirtschaftswachstum sowie die weitere Überprüfung 
ausbildungsrelevanter Vorschriften werden die Ausbil- 
dungsbereitschaft der Wirtschaft fördern. Es gilt, auf 
der Seite des Angebots an Ausbildungsplätzen das 
Verantwortungsbewußtsein der Betriebe und Verwal- 
tungen zu erhalten und weiter zu stärken und auf der 
Seite der Nachfrage Resignation und Ängsten vorzu- 
beugen. 
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Insbesondere die Wirtschaft muß im Jahr 1984 wieder, 
wie sie das bereits angekündigt hat, mit hoher Ausbil- 
dungsbereitschaft auf die erwartete große Nachfrage 
nach Ausbildungsplätzen antworten. 

Die Bundesregierung vertraut darauf, daß die Wirt- 
schaft sich erneut ihrer Verantwortung bewußt sein und 
diese Aufgabe aus eigener Kraft im Interesse der jun- 
gen Generation und im eigenen Interesse ohne Ausbil- 
dungssubventionen des Bundes lösen wird. Eine ge- 
setzliche Umlagefinanzierung wird es nach dem Willen 
der Bundesregierung nicht geben. 

Im Jahr 1984 wird die Bundesregierung ihrerseits alles 
in ihren Kräften Stehende tun, um zum Erfolg einer 
„Gemeinschaftsaktion Ausbildungsplätze 1984“ ihren 
Beitrag zu leisten. Dazu haben folgende Maßnahmen 
Vorrang: 

— Die Regierungschefs von Bund und Ländern haben 
beschlossen, eine Gruppe von persönlichen Beauf- 
tragten für die Jahre 1984 und 1985 einzusetzen, die 
sich mit der Verbesserung der Ausbildungsplatz- 
situation kontinuierlich beschäftigt. Ferner wird die 
Ausbildungsplatzsituation ständiger Tagesordnungs- 
punkt der Besprechungen der Regierungschefs im 
Jahr 1984 sein. 

— Hinwirken darauf, daß die Wirtschaft, die Gewerk- 
schaften, die Länder und Kommunen ihre Anstren- 
gungen zur Verbesserung des Ausbildungsplatzan- 
gebots 1984, insbesondere auch für Mädchen, noch 
einmal steigern; Hinwirken auf Steigerung insbe- 
sondere der Ausbildungsleistungen der mittleren 
und größeren Betriebe sowie auf Erhöhung der 
Anzahl der Ausbildungsbetriebe. 

— Sicherstellung der Ausbildungsleistungen des Bun- 
des (Bundesbahn, Bundespost, Bundeswehr etc.) 
und Hinwirken auf das Verhalten der Unternehmen 
mit maßgeblicher Bundesbeteiligung im Hinblick 
auf die besonderen Anforderungen des Ausbil- 
dungsjahres 1984 und die Vorbildfunktion des Staa- 
tes bei der Bereitstellung von Ausbildungsplätzen. 
Prüfung, wie leerstehende Ausbildungskapazitäten 
im Bereich des öffentlichen Dienstes (z. B. Bundes- 
bahn) mit Hilfe von Bundesmitteln genutzt werden 
können. 

~ Appell an die Tarifvertragsparteien, bei ihren Tarif- 
abschlüssen die schwierige Situation auf dem Aus- 
bildungsstellenmarkt und die Notwendigkeit zu be- 
rücksichtigen, zusätzliche Ausbildungsplätze zu 
schaffen. 

— Aufforderung an die Betriebe, alle Plätze den Ar- 
beitsämtern zu melden und ihre Ausbildungs- und 
Einstellungsentscheidungen rasch zu treffen und 
ein Nachrückverfahren vorzusehen. 

— Hinwirken auf Ausweitung des Ausbildungsver- 
bundes von Betrieben zur Erhöhung der Quote der 
ausbildenden Betriebe. 

— Wiederholte ZiJsammenführung von Kammern, In- 
nungen, Kreishandwerkerschaften, Gewerkschaf- 
ten, Verbänden, Kommunalverwaltungen, Betriebs- 
und Personalräten und Schulen unter Einschaltung 
der Arbeitsämter zur Beratung der vor Ort zweck- 
mäßigen Maßnahmen und dabei unvoreingenom- 
mene Prüfung aller Möglichkeiten zur Erhöhung 
des Ausbildungsplatzangebotes. Erhöhung des Ver- 
mittlungserfolges, Gewinnung zusätzlicher Ausbil- 


dungsplätze und bessere Ausschöpfung des Aus- 
bildungsplatzangebots beispielsweise konkret durch 
Ausbildungsmarktkonferenzen und Ausbildungs- 
börsen in Zusammenarbeit mit den Arbeitsämtern 
und mit den an der beruflichen Bildung Beteiligten. 

— Weitere Überprüfung ausbildungsrelevanter Vor- 
schriften. 

— Verhandlungen mit den Ländern zur vorübergehen- 
den Ausweitung der Bildungsangebote an berufsbil- 
denden Schulen, einschließlich vollzeitschulischer 
Berufsausbildungsgänge mit Kammerabschlußprü- 
fungen in Engpaß-Bereichen; Verhandlungen über 
die Verbesserung der Berufsinformation in den 
Schulen; Verhandlungen zur Reduzierung von Mehr- 
fachverträgen. Hinwirken auf eine möglichst weit- 
gehende Zulassung von Absolventen vollzeitschuli- 
scher Berufsausbildung zu Abschlußprüfungen der 
zuständigen Stellen; , Hinwirken auf gezielte Maß- 
nahmen von Kammern und Betrieben zur Verhinde- 
rung von Mehrfachverträgen. 

— Appell an die Medien (Rundfunk, Fernsehen und vor 
allem die regionale/örtliche Presse), die Ausbil- 
dungsanstrengungen zu unterstützen. 

— Aufforderung an die Jugendlichen, sich möglichst 
früh aktiv um einen Ausbildungsplatz zu bemühen 
und dabei die Arbeitsämter einzuschalten, sowie 
einen Vertragsabschluß umgehend den Arbeitsäm- 
tern zu melden und andere Bewerbungen bei Ver- 
tragsabschluß zurückzuziehen. 

— Hinwirken auf eine solidarische Haltung der Jugend- 
lichen untereinanderzur Verhinderung der „Blockie- 
rung“ von Ausbildungsplätzen; Förderung der regio- 
nalen Mobilität insbesondere von älteren Jugendli- 
chen bei der Ausbildungsplatzwahl unter Nutzung 
der Förderungsmöglichkeiten der Bundesanstalt für 
Arbeit und der Angebote der Jugendhilfe. 

Alle Signale müssen 1984 weiterhin auf Ermunterung, 
Stärkung und Stützung der Berufsausbildung im dua- 
len System von Betrieb und Schule stehen. Die über- 
wiegende Mehrheit der Jugendlichen wählt diesen Weg 
in das Berufsleben. Die Politik der Bundesregierung 
wird dazu beitragen, daß dies auch in Zukunft so bleibt. 

Wirtschaft und Staat gehen gemeinsam davon aus, daß 
Ausbildung zugleich Investition in die künftige Wettbe- 
werbsfähigkeit der Betriebe und der Volkswirtschaft 
insgesamt ist. Diese Investitionen sind fortlaufend zu 
initiieren. 


Finanzierung der Berufsbildung 

Die privaten und öffentlichen Arbeitgeber wenden jähr- 
lich mehr als 20Mrd. DM für die Berufsausbildung der 
Jugendlichen auf. 

Für den weit überwiegenden Teil der Auszubildenden 
werden die Ausbildungsvergütungen jährlich zwischen 
den Tarifvertragsparteien ausgehandelt. Ihre Höhe un- 
terliegt der Tarifautonomie. Neuerdings wird zum Teil 
anstelle der bisher üblichen Festbetragserhöhung eine 
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prozentuale Erhöhung vereinbart. Nach einer Auswer- 
tung des Tarifregisters beim Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung, die rund 460 Tarifverträge mit 80 % 
bis 85 % aller Beschäftigten umfaßte, liegen die höch- 
sten tariflichen Ausbildungsvergütungen im ersten Aus- 
bildungsjahr zur Zeit bei 955 DM, die niedrigsten bei 
163 DM monatlich. Im Durchschnitt aller Tarifbereiche 
(gewichtet mit der jeweiligen Beschäftigtenzahl) beträgt 
die Ausbildungsvergütung; 

im ersten Ausbildungsjahr 555 DM monatlich, 

im zweiten Ausbildungsjahr 640 DM monatlich, 

im dritten Ausbildungsjahr 732 DM monatlich und 

im vierten Ausbildungsjahr 775 DM monatlich. 

für Auszubildende, die ihre Ausbildung vor Vollendung 
ihres 18. Lebensjahres begonnen haben. 

Die Wirtschaft hat mit der beruflichen Bildung eine 
gesellschaftspolitische Aufgabe übernommen, die sie 
in eigener Verantwortung weitgehend bewältigt. Der 
Staat hilft dabei auch durch erhebliche finanzielle Auf- 
wendungen für das berufliche Schulwesen (Länder) 
sowie für die Unterstützung subsidiärer Maßnahmen 
(Bund und Länder) zugunsten der Qualitätsverbesse- 
rung der Berufsbildung oderder Förderung benachtei- 
ligter Personengruppen. 


1.3 Langsamer Rückgang der außerordentlichen 
Beanspruchung 

Auf kurze Sicht, bis etwa 1985/86, muß es vorrangige 
Aufgabe bleiben, genügend Ausbildungsplätze für die 
große Nachfrage aus den geburtenstarken Jahrgängen 
zu sichern. Die Nachfrageorientierung der Berufsbil- 
dungspolitik ist allgemein akzeptiert. Etwaige Mängel 
der Ausbildungswilligkeit oder -fähig keit von Jugendli- 
chen müssen durch geeignete Motivierungs- oder be- 
rufsvorbereitende Maßnahmen behoben werden. Je- 
dem Bewerber soll eine qualifizierte Berufsausbildung 
ermöglicht werden. 

Ab Mitte der 80er Jahre wird die Anzahl der Schulab- 
gänger aus Sonder-, Haupt- und Realschulen (Sekun- 
darstufe I) erheblich abnehmen. Das Statistische Bun- 
desamt erwartet f ü r 1 984 etwa 780 000 Absolventen des 
Sekundarbereichs I. Nach Vorausschätzung der Stän- 
digen Konferenz der Kultusminister der Länder in der 
Bundesrepublik Deutschland i) wird sich die Anzahl 
der Absolventen des Sekundarbereichs I in den nach- 
folgenden Jahren wie folgt entwickeln; 1985; 735000; 
1986; 682000; 1987; 636000. 

Eine mittelfristige Vorausschau auf die Nachfrage nach 
beruflicher Bildung im dualen System kann sich aber 
nicht allein auf die derzeitigen Schulabgängerprogno- 
sen stützen, die letztlich nur die demographische Ent- 
wicklung widerspiegeln. Die derzeit absehbaren Ent- 
wicklungstendenzen deuten darauf hin, daß die Nach- 
frage nach Ausbildung im dualen System weniger 


1) Ständige Konferenz der Kultusminister der Länder in der Bundes- 
republik Deutschland: Vorausberechnung der Schüler- und Absol- 
ventenzahlen 1981 —1995, Dokumentation 85, Bonn, Dezember 
1983 


schnell abnehmen wird als früher vermutet. Dies liegt 
auch daran, daß sich die Nachfrage zum Teil zeitlich 
verschiebt, weil Jugendliche vorher an vollzeitschuli- 
schen beruflichen Angeboten teilnehmen, und weil die 
Nachfrage von Hochschulberechtigten (Absolventen 
der Sekundarstufe II) nach dualen Ausbildungsplätzen 
weiter ansteigt. 


2. Schwerpunkte der Berichterstattung 1984 
und Zielvorstellungen zur Weiterentwicklung der 
beruflichen Bildung 

2.1. Freier Zugang zum dualen System 

Die berufliche Bildung ist der Bildungsweg der Mehr- 
heit der Jugendlichen und muß grundsätzlich jedem 
offenstehen. Gut 68% der Jugendlichen eines Alters- 
jahrgangs der 15- bis unter 17jährigen lernen heute 
einen anerkannten Ausbildungsberuf im dualen Sy- 
stem. Hinzu kommen etwa 10%, die ihre erste berufli- 
che Qualifikation in einer beruflichen Vollzeitschule 
erhalten. 

Die duale Berufsbildung muß jedem, ob Hauptschul- 
oder Realschulabsolvent, ob Abiturient oder Jugendli- 
cher mit besonderen Lernschwierigkeiten, eine Ausbil- 
dungschance eröffnen. Die Anforderungsprofile der 
anerkannten Ausbildungsberufe werden aus der Ar- 
beitspraxis abgeleitet und müssen daher sehr unter- 
schiedlich sein. Die Bundesregierung hält daran fest, 
daß die Ausbildungsgänge des dualen Systems für alle 
Absolventen des allgemein- und berufsbildenden Schul- 
wesens offenbleiben müssen. Bei der Erarbeitung und 
laufenden Anpassung der Ausbildungsordnungen für 
die betriebliche Ausbildung wird die Bundesregierung 
daran festhalten, daß für das duale System keine förm- 
lichen Zugangsvoraussetzungen eingeführt werden. 

Förmliche Zugangsvoraussetzungen würden die Flexi- 
bilität der dualen Ausbildung einschränken und zu 
einer unerwünschten Erstarrung im dualen System 
führen. Sie hätten aber auch zur Folge, daß die Wahl der 
Schulart allzu sehr durch den angestrebten Wunschbe- 
ruf bestimmt und die Entscheidung über den zukünfti- 
gen Bildungs- und Ausbildungsweg unnötig vorverlegt 
würde. Eine solche Entwicklung würde die Gefahr in 
sich bergen, daß die Hauptschule an Gewicht verliert. 

Im Einvernehmen und in Abstimmung mitden Ländern 
wird sich der Bundesminister für Bildung und Wissen- 
schaft dafür einsetzen, daß der Grundsatz des freien 
Zugangs zu den beruflichen Bildungswegen auch bei 
den beruflichen Schulen, die in der alleinigen Zustän- 
digkeit der Länder liegen, gelten soll. Die Abgänger 
aller Schulformen des gegliederten Schulwesens sol- 
len eine realistische Chance haben, zwischen einer 
Vielzahl von Ausbildungsberufen zu wählen. 

Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft wird 
darüber hinaus darauf hinwirken, daß möglichst auch 
keine informellen Zugangsvoraussetzungen bei der 
Einstellung praktiziert werden. Wirtschaft und Verwal- 
tungen sind aufgefordert, berufliche Bildungswege 
auch tatsächlich für Absolventen aller Schularten offen- 
zuhalten und die Offenheitder Bildungswege durch ein 
hohes Ausbildungsplatzangebot auch für die gebur- 
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tenstarken Jahrgänge zu sichern. Die Bundesregierung 
hat dies in einer Stellungnahme zu einer Entschließung 
des Bundesrates deutlich gemacht^). 


2.2 Gleichwertigkeit von berufiicher und ailgemeiner 
Bildung 

Die Gleichwertigkeit von beruflicher und allgemeiner 
Bildung ist allenfalls in Ansätzen verwirklicht. Berufli- 
che Bildungsabschlüsse verleihen heute in der Regel 
keine weiterführenden schulischen Berechtigungen. 
Berufliche Bildung ist zwar auf Grund des starken Pra- 
xisbezugs andersartig, aber die in der beruflichen Bil- 
dung erworbenen Qualifikationen sind deshalb nicht 
geringer zu schätzen. Gleichwertigkeit bedeutet nicht 
formale Gleichartigkeit. Gerade weil das so ist, verdient 
die berufliche Bildung Anerkennung in ihrer Anders- 
artigkeit im Vergleich zu anderen Bildungsgängen. 
Bund und Länder werden gemeinsam prüfen, wie ein 
erfolgreicher Abschluß in einem anerkannten Ausbil- 
dungsberuf zur Wahrnehmung weiterführender Bil- 
dungsangebote, die traditionell einen mittleren allge- 
meinbildenden Abschluß voraussetzen, berechtigen 
kann. 

Mehr Gleichwertigkeit von beruflicher und allgemeiner 
Bildung setzt voraus, daß der Aufstieg durch berufliche 
Leistungen in Zukunft einen gleichen Stellenwert erhält 
wie der Aufstieg durch Berechtigungen, die im allge- 
meinbildenden Schulwesen erworben werden. Wahl- 
möglichkeiten und weitere Qualifizierungsgänge auch 
im schulischen Bildungswesen offenzuhalten, bedeu- 
tet, die Entscheidung für eine Ausbildung im dualen 
System zu erleichtern und damit insgesamt die Attrak- 
tivität der beruflichen Bildung zu steigern. Zu berück- 
sichtigen sind die in den vergangenen Jahren erreich- 
ten Verbesserungen der Qualität der Berufsbildung, 
beispielsweise durch moderne Ausbildungsordnungen 
und Rahmenlehrpläne, durch die bessere Qualifizie- 
rung der Ausbilder und zunehmend durch die Einbe- 
ziehung neuer Technologien. 

Die Gleichwertigkeit der beruflichen Bildung im Bil- 
dungswesen richtet sich heute vor allem nach den Mög- 
lichkeiten weiterführender Bildung, dieein Hauptschü- 
ler mit abgeschlossener Berufsausbildung hat. Mit 
Realschulabschluß oder Abitur stehen praktisch alle 
Bildungswege offen, ohne daß Schulabschlüsse nach- 
geholt werden müßten. Dem Hauptschüler mit abge- 
schlossener Berufsausbildung müssen aufbauende 
schulische Bildungsgänge weiter als bisher geöffnet 
werden. 

Grundsätzlich gilt für den Einstieg in den mittleren 
Dienst des öffentlichen Dienstes, daß nicht nur Bewer- 
ber mit einem mittleren Bildungsabschluß, sondern 
auch mit Hauptschulabschluß und einer „förderlichen“ 
Berufsausbildung zugelassen werden. Insofern erfolgt 
eine prinzipielle Gleichstellung von allgemeinem und 
beruflichem Abschluß. In der personalwirtschaftlichen 
Praxis sind die Bemühungen weiterhin darauf auszu- 


1) Entschließung des Bundesrates betreffend die Ausbildungschan- 
cen für Schüler mit dem Hauptschulabschluß, Drucksache 79/83 
vom 10. Juni 1983 


richten, die Gleichwertigkeitsregelung sowohl in den 
Laufbahn-, Ausbildungs- und Prüfungsordnungen des 
mittleren Dienstes als auch in der tatsächlichen Hand- 
habung sachgerecht umzusetzen. 

Für das Verhältnis von beruflicher und allgemeiner Bil- 
dung ist nicht zuletzt auch die Gestaltung des Hoch- 
schulzugangs von Bedeutung. Viele Anhaltspunkte 
sprechen dafür, daß junge Menschen sich u.a. deshalb 
für den Besuch des Gymnasiums entscheiden, weil sie 
sich ungeachtet ihrer eigentlichen beruflichen Zielvor- 
stellungen jedenfalls die Möglichkeit eines Hochschul- 
besuchs offenhalten wollen. Im Interesse der Förde- 
rung der Attraktivität beruflicher Bildung und im Inter- 
esse der Gleichwertigkeit der Bildungsgänge sollten 
nach Auffassung der Bundesregierung die Möglichkei- 
ten für Absolventen der beruflichen Bildung, unter 
bestimmten Voraussetzungen ein Hochschulstudium 
auch ohne traditionelle Hochschulzugangsberechti- 
gung aufnehmen zu können, verbessert werden. Dabei 
geht es nicht darum, den Zugang zur Hochschule 
durch mindere Qualifikationsanforderungen zu erleich- 
tern öder auf die notwendigen Vorkenntnisse zu ver- 
zichten. Vielmehr ist es das Ziel, denen, die auf Grund 
ihrer beruflichen Erfahrungen und der erforderlichen 
Kenntnisse für ein Hochschulstudium qualifiziert sind, 
eine zusätzliche Chance zu geben und damit berufliche 
Bildungsgänge von vornherein attraktiver zu machen. 

Bereits jetzt gibt es in den Ländern Möglichkeiten, nach 
einer Berufsausbildung, Berufstätigkeit, zum Teil im 
Anschluß an Weiterbildungsmaßnahmen, durch be- 
sondere Eingangsprüfung (z. B. die Begabtenprüfung) 
die allgemeine Hochschulreife, die fachgebundene 
Hochschulreife oder die Fachhochschulreife zu erwer- 
ben. Die Ständige Konferenz der Kultusminister der 
Länder in der Bundesrepublik Deutschland hat am 
27. /28. Mai 1982 eine Vereinbarung über den Hoch- 
schulzugang von besonders befähigten Berufstätigen 
beschlossen, nach der eine allgemeine Hochschulzug- 
angsberechtigung erworben werden kann. Diese Ver- 
einbarung soll bis zum 1. August 1985 umgesetzt wer- 
den. Weitere Möglichkeiten, z. B. für den Zugang zur 
Fachhochschule, sollen geschaffen werden. 

Die Bundesregierung wird ihre Förderungspolitik zur 
Verbesserung der Gleichwertigkeit der beruflichen Bil- 
dung fortsetzen. Die begonnenen Arbeiten in der Bund- 
Länder-Kommission für Bildungsplanung und For- 
schungsförderung und im Bundesinstitut für Berufs- 
bildung werden zügig weitergeführt. 


2.3 Weiterentwicklung der Qualität der 
Berufsausbildung 

Die Weiterentwicklung der Qualität der Berufsausbil- 
dung ist eine wichtige Voraussetzung für ihre Attraktivi- 
tät bei den Jugendlichen. Die bestmögliche Berufsaus- 
bildung für die junge Generation kann nur durch eine 
qualifizierte Ausbildung in dafür gut vorbereiteten Be- 
trieben und beruflichen Schulen erfolgen. Die Maß- 
nahmen zur Qualitätssicherung und -Steigerung um- 
fassen alle Bereiche der beruflichen Bildung. Die Maß- 
nahmen sind im wesentlichen darauf ausgerichtet, ein 
ausreichendes Ausbildungsplatzangebot in allen Re- 
gionen sichern zu helfen, die Ausbildungsordnungen 
entsprechend den steigenden Anforderungen der Ar- 
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beitswelt zu verbessern und Jugendlichen, die beson- 
derer Förderung bedürfen, den Zugang zu Ausbil- 
dungsplätzen zu erleichtern. 

Schwerpunkte der Maßnahmen zur Verbesserung der 
Qualität der Berufsausbildung sind die Förderung über- 
betrieblicher Ausbildungsstätten und die Durchfüh- 
rung und Finanzierung von Modellprogrammen und 
Forschungsprojekten zur beruflichen Bildung. Das Bun- 
desinstitut für Berufsbildung hat gerade in diesem Sek- 
tor wichtige Aufgaben. 

Zur Stärkung der Ausbildungsleistung des dualen Sy- 
stems der Berufsbildung werden die überbetrieblichen 
Ausbildungsstätten auch weiterhin finanziell gefördert. 

Angesichts des Wandels der Anforderungen des Ar- 
beitsmarktes sind Flexibilität und Mobilität Grundvor- 
aussetzungen, die von jedem Arbeitnehmer gefordert 
werden. Die Berufsausbildung kann sich daher nicht 
darauf beschränken, Kenntnisse und Fertigkeiten zu 
vermitteln, die gegenwärtig im Arbeitsleben benötigt 
oder aller Voraussicht nach künftig vom Arbeitsmarkt 
gefordert werden. Ebenso wichtig ist, daß in der Berufs- 
ausbildung auch die notwendige Anpassungsbereit- 
schaft und -fähigkeit im Hinblick auf die sich ständig 
verändernden Bedingungen der Arbeitswelt vermittelt 
werden. 

Eine breit angelegte berufliche Grundbildung, wie sie 
das Berufsbildungsgesetz vorsieht, ist für die spätere 
berufliche Anpassungsfähigkeit von grundlegender Be- 
deutung. Sie vermittelt Kenntnisse und Fertigkeiten, die 
für mehrere Berufe in einem Berufsfeld erforderlich 
sind und die berufliche Flexibilität und Mobilität för- 
dern. Die Grundbildung leitet über in die anschließende 
Fachbildung, die zu einer beruflichen Spezialisierung 
führt, mit der die ausgebildete Fachkraft den bestehen- 
den Anforderungen im jeweiligen Ausbildungsberuf 
entsprechen kann. 

Neue Technologien müssen, sobald sie in der Beruf- 
spraxis Verbreitung gefunden haben, auch Eingang in 
die Berufsbildung der Betriebe und beruflichen Schu- 
len finden. Neue Ausbildungsordnungen müssen dem 
Rechnung tragen. Neue Technologien müssen sowohl 
in die Berufsausbildung als auch in die berufliche Wei- 
terbildung einbezogen werden. Deshalb wird eine neue 
Modellreihe „Neue Technologien in der beruflichen 
Bildung" begonnen, die das Ziel hat, Orientierungshil- 
fen und Empfehlungen für die Einbeziehung neuer 
Produktionsmethoden in der Berufsausbildung und 
Weiterbildung zu geben. 

Der Bundesministerfür Bildung und Wissenschaft wird 
darauf hinwirken, daß auch die Länder in den berufli- 
chen Schulen und den Rahmenlehrplänen sicherstel- 
len, daß alle Jugendlichen in der Berufsbildung eine 
qualitativ hochwertige, den neuen technologischen 
Herausforderungen entsprechende Ausbildung erhal- 
ten. Die Betriebe müssen in diesem Zusammenhang 
ihren Beitrag dazu leisten, die Ausbildungsplätze immer 
so mit Ausbildungsmitteln auszustatten, daß sie der 
fortschreitenden Berufspraxis und technologischen 
Entwicklung angepaßt sind. In die gleiche Richtung 
muß die Fortbildung der Ausbilder in der betrieblichen 
Berufsausbildung zielen. 


2.4 Abiturienten in der Berufsausbiidung 

Der Bundesministerfür Bildung und Wissenschaft wird 
darauf hinwirken, daß Hochschulberechtigten mehr 
Ausbildungsplätze im dualen System zur Verfügung 
gestellt werden. 

Eine duale Berufsausbildung wird gegenwärtig jährlich 
von rund 60000 Hochschulberechtigten aufgenommen. 
Die Bundesregierung tritt für eine Ausweitung der beruf- 
lichen Bildungsangebote als Alternative zum Studium 
ein (vgl. Abschnitt 1.2). 


2.5 Benachteiligte Jugendliche 

Benachteiligte und schwächer begabte Jugendliche 
brauchen während ihrer Ausbildung besondere Förde- 
rung sowie sozialpädagogische Betreuung und Unter- 
stützung. Die Bundesregierung hat das Programm zur 
Berufsausbildung benachteiligter Jugendlicher, das 
die Bundesanstalt für Arbeit durchführt, erheblich aus- 
gebaut: 1982 standen dafür67Mio. DM zur Verfügung, 
124Mio. DM im Jahr 1983. Für 1984 wird der Betrag 
nochmals um 20Mio. DM auf insgesamt 144Mio. DM 
erhöht. Damit können im Ausbildungsjahr 1983/84 wei- 
tereßOOO Jugendliche in das Programm aufgenommen 
werden, so daß in diesem Ausbildungsjahr insgesamt 
schätzungsweise rund 9000 Jugendliche gefördert wer- 
den. Sie alle könnten aufgrund schulischer Defizite 
oder sozialer Benachteiligungen ohne die entschie- 
dene und für die Geförderten zukunftsweisende Hilfe 
des Bundes voraussichtlich keine Berufsausbildung 
erhalten. Die Bundesregierung wird auch weiterhin im 
Rahmen ihrer Möglichkeiten einen wichtigen Beitrag zur 
Sicherung der Zukunftschancen dieser jungen Men- 
schen leisten. 1983 wurden die Betriebe stärker als bis- 
her in die Fördermaßnahmen des Programms einbezo- 
gen. 


2.6 Stärkung der beruflichen Weiterbildung 

Die berufliche Weiterbildung ist berufs- und praxis- 
orientiert und daher eng mit dem Beschäftigungs- 
system verknüpft. Die Vielfalt des beruflichen Weiter- 
bildungsangebotes sowie die Pluralität der Weiterbil- 
dungsträger sind notwendige Voraussetzungen für ein 
flexibles Weiterbildungssystem und müssen daher ge- 
schützt und gestärkt werden. 

Den Regelungen der zuständigen Stellen für Fortbil- 
dungsprüfungen nach dem Berufsbildungsgesetz und 
der Handwerksordnung kommt erhebliche Bedeutung 
zu. Mit diesen Regelungen kann auf die raschen Verän- 
derungen der beruflichen Anforderungen besonders 
schnell reagiert und den regionalen Fortbildungsbe- 
dürfnissen Rechnung getragen werden. 

Fortbildungsverordnungen des Bundes kommen vor 
allem dort in Betracht, wo ein entsprechender Bedarf 
an Qualifikationen und deren bundeseinheitliche Rege- 
lung besteht. Speziell im Meisterbereich sowie in ande- 
ren wichtigen Bereichen soll ein weiterer Ausbau der 
staatlich anerkannten Abschlüsse erfolgen. 
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Berufliche Umschulung soll den Berufstätigen zu einer 
anderen beruflichen Tätigkeit befähigen, ihn also auf 
einen Berufswechsel vorbereiten. Ein.Mehran Mobilität 
gilt es dadurch zu erreichen, daß Umschulung sich 
nicht nur darauf beschränkt, von Grund auf in einen 
neuen Beruf auszubilden. Mehr als bisher sollten auch 
Zusatzqualifikationen vermittelt werden, die zusammen 
mit den bisher erworbenen beruflichen Kenntnissen 
und Fertigkeiten Grundlage für eine berufliche Neu- 
orientierung sein können. 

Der Nachqualifizierung von Arbeitnehmern, die die 
Chancen einer qualifizierten Ausbildung in ihrer Jugend 
nicht wahrnehmen konnten oder wollten, kommt aus 
arbeits- und bildungspolitischen Gründen zunehmende 
Bedeutung zu. 


2.7 Internationale Zusammenarbeit in der 
Berufsbildung 

Die fortschreitende Verflechtung der Weltwirtschaft 
macht zusammen mit den technologischen Entwick- 
lungen verstärkte Bemühungen um einen Ausbau der 
internationalen Zusammenarbeit im Bereich der beruf- 
lichen Bildung erforderlich. Sowohl die multilaterale 
Zusammenarbeit in übernationalen Organisationen als 
auch die bilaterale Zusammenarbeit mit anderen Staa- 
ten ist daher im Jahre 1983 durch zahlreiche Maßnah- 
men gefördert worden. 

Europäische Gemeinschaft 

Herausragende Ergebnisse in der berufsbildungspoli- 
tischen Zusammenarbeit der Europäischen Gemein- 
schaft (EG) sind im Jahre 1983 

— die am 2. Juni 1983 von den EG-Arbeits- und Bil- 
dungsministern gemeinsam verabschiedete und 
vom Rat am 1 1 . Juli 1983 endgültig angenommene 
Entschließung über die Berufsbildungspolitik in der 
Europäischen Gemeinschaft während der 80er Jah- 
re und 

— die am 2. Juni 1983 von den Arbeitsministern der 
Gemeinschaft beschlossene Reform des Europä- 
ischen Sozialfonds, die am 24. Oktober 1983 in Kraft 
getreten ist. 

Beide Maßnahmen gehörten zum Schwerpunkt- 
programm derdeutschen EG-Präsidentschaft im ersten 
Halbjahr 1983, das Maßnahmen zur Bekämpfung der 
Jugendarbeitslosigkeit in der Gemeinschaft, und zwar 
insbesondere durch die Förderung von Angeboten der 
beruflichen Bildung, höchste Priorität zuerkannt hatte. 

Im Zentrum der Berufsbildungsentschließung steht die 
politische Selbstverpflichtung der Mitgliedstaaten, allen 
Jugendlichen, die es wünschen, am Ende ihrer Vollzeit- 
Schulpflicht für ein Jahr, bzw. mindestens für sechs 
Monate, eine Ausbildung oder eine Beschäftigung mit 
erster Berufserfahrung anzubieten. Dies soll mit Unter- 
stützung durch die Gemeinschaft in einem Fünf-Jah- 
res-Programm verwirklicht werden. Darüber hinaus 
wollen sich die Mitgliedstaaten darum bemühen, daß 
auch für ältere Jugendliche ohne ausreichende Quali- 
fikation, insbesondere bei Arbeitslosigkeit, angemes- 
sene Ausbildungsmöglichkeiten vorhanden sind. 


Diese Entschließung und die in ihr formulierten Ge- 
meinschaftsmaßnahmen stützen sich auf den Beschluß 
des Rates über die Aufstellung allgemeiner Grundsätze 
für die Durchführung einer gemeinsamen Politik der 
Berufsausbildung vom 2. April 1963, der aufgrund von 
Artikel 128 des EWG-Vertrages gefaßt wurde. Die 
Gemeinschaft hat u.a. mit der Errichtung des Europäi- 
schen Zentrums fürdie Förderung der Berufsbildung in 
Berlin (CEDEFOP) im Jahre 1975 und mit der Ent- 
schließung des Rates der Europäischen Gemeinschaft 
zur Förderung der alternierenden Ausbildung von Ju- 
gendlichen vom 18. Dezember 1979 Voraussetzungen 
geschaffen und Anstöße gegeben, um die Mitgliedstaa- 
ten bei der Verwirklichung der 1963 niedergelegten 
Grundsätze zu unterstützen. Mit den Entschließungen 
des Jahres 1983 sollen Maßnahmeneingeleitet werden, 
die eine nachhaltige Verbesserung des Ausbildungs- 
angebots für alle Jugendlichen in den Mitgliedstaaten 
der Gemeinschaft sicherstellen und einen wirkungsvol- 
len Beitrag der Bekämpfung der Jugendarbeitslosig- 
keit leisten. 

Soweit die Gemeinschaft hierzu Unterstützung leistet, 
kommen die Mittel ausdem Europäischen Sozialfonds, 
für den zur Zeit jährlich rund 4Mrd. DM zur Verfügung 
stehen. Nach der am 24. Oktober 1 983 in Kraft getrete- 
nen Reform dieses Fonds sollen mindestens 75 % der 
Mittel eingesetzt werden, um die Beschäftigung von 
Jugendlichen unter 25 Jahren vor allem durch berufli- 
che Bildung zu fördern. Dabei ist besonders an die 
Jugendlichen gedacht, die wegen fehlender oder in- 
adäquater Ausbildung schlechte Beschäftigungschan- 
cen haben. Bis zu 5 % der Mittel können außerdem für 
innovatorische Maßnahmen verwendet werden, wobei 
in erster Linie Maßnahmen in Betracht kommen, die in 
der Berufsbildungsentschließung vorgesehen sind. 


Bilaterale Zusammenarbeit 

Neben der Zusammenarbeit im Rahmen der Europä- 
ischen Gemeinschaft ist der Austausch von Fachkräf- 
ten der beruflichen Bildung mit anderen Staaten eines 
der Hauptarbeitsgebiete der Bundesregierung im Be- 
reich der internationalen Zusammenarbeit in der beruf- 
lichen Bildung. 

Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft för- 
dert in Zusammenarbeit mit der Carl-Duisberg-Gesell- 
schaft, Köln, im Bereich der beruflichen Bildung ver- 
schiedene Austauschprogramme, an denen bisher 
mehr als 60 Gruppen, bzw. mehr als 1 000 Personen, die 
Mehrzahl von ihnen Ausbilder, teilgenommen haben. 
Ein Fortbildungsprogramm für israelische und deut- 
sche Fachkräfte der beruflichen Bildung, an dem seit 
1976 über300 deutsche und israelische Fachkräfte teil- 
genommen haben, ist dabei besonders zu erwähnen. 

Daneben kommt dem seit 1 980 mit Frankreich durchge- 
führten Austausch für Jugendliche und junge Erwach- 
sene in Berufsausbildung oder Fortbildung besondere 
Bedeutung zu. Bisher haben über 1500 Jugendliche 
und über 250 Begleiter aus beiden Ländern daran teil- 
genommen. Auf der Grundlageder positiven Erfahrun- 
gen aus diesem Programm prüft die Bundesregierung 
die Ausweitung dieser Maßnahme auf andere Länder. 
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Die Erfahrungen, die sowohl durch die bilaterale Zu- 
sammenarbeit bei den Austauschmaßnahmen alsauch 
durch die Zusammenarbeit in der Europäischen Ge- 
meinschaft und anderen internationalen Organisatio- 
nen gewonnen werden konnten, bieten gute Voraus- 
setzungen dafür, der stark gewachsenen Nachfrage 
nach einem verstärkten Austausch mit dem internatio- 
nal in hohem Ansehen stehenden deutschen Berufsbil- 
dungssystem zu entsprechen. Die Bundesregierung 
wird ihre Bemühungen im Rahmen der finanziellen 
Möglichkeiten auf diesem Gebiet weiter verstärken. 


3. Angebot von und Nachfrage nach 
Ausbildungsplätzen 

Angebot und Nachfrage sind Ergebnisse vieler einzel- 
ner Entscheidungen für die Ausbildung. Die Nachfrage 
nach Ausbildungsplätzen hängt von der Anzahl der 
Schulabgänger ab, aber ebenso auch von Wünschen 
und Neigungen der Schulabgänger sowie von der 
Attraktivität der beruflichen Bildung. Das Angebot von 
Ausbildungsplätzen ist nicht allein von festen Kapazitä- 
ten — etwa in Lehrwerkstätten etc. -, von wirtschaftli- 
chen Rahmendaten oder der wirtschaftlichen Lage des 
einzelnen Betriebes, sondern z.B. auch von Ausbil- 
dungsbereitschaft und Verantwortungsbewußtsein der 
Betriebe und Verwaltungen abhängig. Die Entwicklung 
des Ausbildungsplatzangebotes in den vergangenen 
Jahren und insbesondere im Jahre 1983 belegt, daß das 
Ausbildungsplatzangebot nicht berechenbar, sondern 
allenfalls schätzbar und vor allem beeinflußbar ist. 

Die Vielzahl individueller Entscheidungen für die Aus- 
bildung, die sich in den Gesamtgrößen ,, Angebot“ und 
„Nachfrage“ niederschlagen, ist eine wesentliche 
Grundlage der Flexibilität der Berufsausbildung im 
dualen System. Dieser Vorteil setzt zugleich Grenzen 
der statistischen Erfassung und der Planbarkeit. 

In den Abgrenzungen des Berufsbildungsförderungs- 
gesetzes umfaßt die Nachfrage die Anzahl der am 
30. September bei den Arbeitsämtern gemeldeten, Aus- 
bildungsplätze suchenden Bewerber und die Anzahl 
der neuabgeschlossenen Ausbildungsverträge. 

Das Angebot umfaßt nach dem Berufsbildungsförde- 
rungsgesetz die Anzahl der am 30. September bei den 
Arbeitsämtern gemeldeten, unbesetzten Ausbildungs- 
plätze und die Anzahl der neuabgeschlossenen Ausbil- 
dungsverträge. 

Diese Begriffsbestimmungen orientieren sich am Maß- 
stab einer einfachen und aktuellen statistischen Nach- 
prüfbarkeit und der Begrenzung des Erfassungsauf- 
wandes. In den Berufsbildungsberichten wurde darauf 
hingewiesen, daß es Nachfrage und Angebote bei Aus- 
bildungsplätzen gibt, die in diesen Abgrenzungen nicht 
erfaßt werden. So gibt es beispielsweise einen Bedarf 
an Ausbildungsplätzen, der weder statistisch nach- 
weisbar noch unbedingt konkret vorhanden ist, son- 
dern erst als Nachfrage geweckt werden muß: Ausbil- 
dungswille und Ausbildungsfähigkeit von Jugendli- 
chen, die bisher noch nicht für eine Ausbildung gewon- 
nen werden konnten bzw. noch nicht dafür geeignet 
sind, müssen gestärkt werden. 


3.1 Ausbildungssituation 1983 

Nachfrage 

1983 betrug die Nachfrage nach Ausbildungsplätzen 
rund 725000, das waren 9 % mehr als 1982. Die Nach- 
frage lag damit um 11 % über der Vorausschätzung im 
Berufsbildungsbericht 1983. Diese Differenz ist zum 
Teil (rund ein Drittel) darauf zurückzuführen, daß die 
Anzahl der Schulabgänger aus der Sekundarstufe I, 
nicht wie seinerzeit auf Grund von Angaben der Stän- 
digen Konferenz der Kultusminister der Länder in der 
Bundesrepublik Deutschland angenommen wurde, zu- 
rückgegangen, sondern angestiegen ist. Der größere 
Teil der Differenz zwischen Vorausschätzung und tat- 
sächlichem Ergebnis ist aber auf Änderungen im Bil- 
dungsverhalten zurückzuführen, die in diesem Umfang 
nicht vorhergesehen wurden. Zu erwähnen ist vor 
allem; 

— Die Zunahme der Nachfrage von Hochschulberech- 
tigten nach Ausbildungsplätzen war erheblich grö- 
ßer als erwartet. Dies dürfte im wesentlichen auf 
eine veränderte Einschätzung der Berufsaussichten 
von Hochschulabsolventen zurückzuführen sein. 
Weibliche Hochschulberechtigte haben hierauf im 
stärkeren Ausmaß reagiert als männliche, was ins- 
besondere auf die schlechteren Berufschancen für 
Lehrer und als Folge davon auf den deutlichen 
Rückgang der Anzahl der Lehramtsstudenten zu- 
rückzuführen ist. 

— Ein größererTeil der Schulabgänger früherer Jahre, 
die zunächst keine Berufsausbildung im dualen 
System aufgenommen haben, strebt nunmehrdoch 
eine solche Ausbildung an. Dies zeigt sich u.a. 
darin, daß in den vergangenen Jahren der Anteil 
verkürzter Ausbildungsverträge, bei denen schuli- 
sche Vorbildungen auf die Ausbildungszeit ange- 
rechnet werden, gestiegen ist. 


Angebot 

Das Angebot an Ausbildungsplätzen betrug rund 
697300, das waren 7,1 % mehr als im Vorjahr. Das 
Angebot an Ausbildungsplätzen 1983 war damit das 
höchste im Zeitraum der statistischen Erfassung seit 
1976. Es lag dennoch um 27800 oder 3,8 % unter der um 
9% gewachsenen Nachfrage (vgl. Übersicht 1). 


Ausbildungsverträge 

Insgesamt wurden rund 678000 Ausbildungsverträge 
neu abgeschlossen, das waren rund 46300 oder 7,3 % 
mehr als im Vorjahr (vgl. Übersicht 2) Absolut hat die 
Anzahl der Ausbildungsverträge im Ausbildungsbe- 
reich Industrie und Handel mit rund 26500 am stärksten 
zugenommen. Prozentual war der Zuwachs im Aüsbil- 
dungsbereich öffentlicher Dienst mit fast 14% am 
höchsten (vgl. Übersicht 2). 

Nach Ländern war der Zuwachs bei den Ausbildungsver- 
trägen am höchsten in Hessen (10,3%), am niedrigsten 
in Berlin (West) (3,5%). 
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Übersicht 1: Versorgung der Jugendlichen mit Ausbildungspiätzen 1976—1983 (jeweils zum 30. September) 


Jahr 

Neu- 

abgeschlossene 

Ausbildungs- 

verträge 

Unbesetzte 

Ausbildungs- 

stellen 

Noch nicht 
vermittelte 
Bewerber 

Angebot an 
Ausbildungs- 
plätzen 

Nachfrage 

nach 

Ausbildungs- 

plätzen 

Angebots- 
überhang (+) bzw. 
Nachfrage- 
überhang (-) 



(1) 

Anzahl 

(2) 

(3) 

N 

+ 

(5) = (1)M3) 

(6) = (4) - (5) 

(7) = (6):(5) 
Prozent 

1976 

495800 

18100 

27 700 

513900 

523500 

- 9600 

- 1,8 

1977 

558400 

25500 

27 000 

583900 

585400 

- 1500 

- 0,3 

1978 

601 700 

22300 

23800 

624 000 

625500 

- 1 500 

- 0,2 

1979 

640300 

36900 

19700 

677 200 

660000 

+ 17200 

^ 2,6 

1980 

650000 

44600 

17300 

694600 

667300 

+ 27300 

+ 4.1 

1981 

605636 

37348 

22140 

642984 

627776 

+ 15208 

+ 2,4 

1982 

631366’) 

19995 

34180 . 

651361 

665546 

- 14185 

- 2.1 

1983 

677698 

19641 

47408 

697339 

725106 

- 27767 

- 3,8 


’) Wegen Berichtigung von Meldungen gegenüber Berufsbildungsbericht 1983 korrigierter Wert. 
Quelle Erhebung zum 30 September. Bundesanstalt für Arbeit. 


In der Erhebung zum 30. September werden 44 Einzel- 
berufe erfaßt, auf die rund 80% der neuabgeschlosse- 
nen Ausbildungsverträge entfallen. 

Nach Berufen hat die Anzahl der neuabgeschlossenen 
Ausbildungsverträge bei den Bauzeichnern/Bauzeich- 
nerinnen und bei den Hauswirtschaftern/Hauswirt- 
schafterinnen im städtischen Bereich besonders stark 
zugenommen. Auch im Beruf Fernmeldehandwerker/ 
Fernmeldehandwerkerin waren erhebliche Steigerun- 
gen festzustellen. Abgenommen hat die Anzahl neuab- 
geschlossener Ausbildungsverträge bei den Zahnarzt- 
helfern/Zahnarzthelferinnen ( — 7,1%) und bei den Tier- 
arzthelfern/Tierarzthelferinnen ( — 4%). 


Übersicht 2; Neuabgeschlossene 
Ausbildungsverträge 1983 nach Ausbildungsbereichen 
(Veränderung zu 1982) 


Ausbildungsbereich 

Neuabge- 

schlossene 

Verträge 

Anzahl 

Veränderung zu 
1982 

Anzahl Prozent 

Industrie und Handel 

320413 

26484 

9.0 

Handwerk 

247276 

14728 

6,3 

Öffentlicher Dienst ’) 

26006 

3116 

13,6 

Landwirtschaft 

24635 

1981 

8,7 

Sonstige^) 

59368 

23 

0.0 

davon 

Freie Berufe 

54940 

-721 

-1,2 

Hauswirtschaft 

4003 

780 

24,2 

Seeschiffahrt 

425 

- 36 

-7,7 

Alle Ausbildungsbereiche 

677698 

46332 

7,3 


') Ohne diejenigen Auszubildenden des öffentlichen Dienstes, deren Ausbildungs- 
vertrage nach dem Berufsbildungsgesetz bei zuständigen Stellen außerhalb des 
öffentlichen Dienstes registriert werden. 

Quelle: Erhebung zum 30 September 


Angebot und Nachfrage in der Berufsberatungsstatistik 

Bis zum 30. September 1983 waren bei den Arbeits- 
ämtern insgesamt 458473 Berufsausbildungsstellen 
gemeldet, das entspricht einer Abnahme um 1,9% 
gegenüber dem Vorjahr. Die Anzahl der Bewerber um 
Berufsausbildungsstellen betrug insgesamt 602079 und 
ist damit um 19 % gegenüber dem Vorjahr angewach- 
sen. 

Von den am 30. September 1 983 rund 47 400 noch nicht 
vermittelten Bewerbern waren rund 17100 männlich 
und rund 30300 weiblich; 3865 waren Ausländer. Von 
den Bewerbern, die nach der Berufsberatungsstatistik 
am 30. September noch nicht vermittelt waren, besaßen 
rund 7% keinen Hauptschulabschluß, 51% hatten 
mindestens einen mittleren oder höheren Abschluß. 

Die Berufswünsche der Jugendlichen haben sich stär- 
ker dem Ausbildungsangebot angenähert. Viele Ju- 
gendliche sind durchaus bereit, auf einen anderen 
Beruf auszuweichen, wenn im zunächst erwünschten 
Beruf kein Ausbildungsplatz zu finden ist. Die recht 
hohe Konzentration der Berufsausbildung auf relativ 
wenige, „große“ Ausbildungsberufe, ist nicht allein 
nachfrage-, sondern auch angebotsbedingt. 

Nicht alle Jugendlichen bewerben sich bei den Arbeits- 
ämtern um Ausbildungsplätze. Auch die Betriebe mel- 
den nicht alle Ausbildungsplätze, die sie besetzen wol- 
len, den Arbeitsämtern. Die bereits in den vergangenen 
Jahren zu beobachtende Entwicklung bei den Ein- 
schaltquoten hat sich auch 1983 fortgesetzt: Einem 
Rückgang der Einschaltquote der Arbeitsämtern beim 
Angebot steht ein deutlicher Anstieg bei der Nachfrage 
gegenüber (vgl. Schaubild 2). Die wiederholten Auffor- 
derungen der Spitzenorganisationen der Wirtschaft, 
Ausbildungsplätze auch dem Arbeitsamt zu melden, 
erreichen offensichtlich die Betriebe nicht in wün- 
schenswertem Ausmaß. Selbst wenn im Einzelfall we- 
gen der hohen Anzahl der Eigenbewerbungen von 
Jugendlichen die Einschaltung des Arbeitsamtes zur 
Besetzung des Ausbildungsplatzes nicht als notwendig 
angesehen wird, sollten die Betriebe im Interesse der 
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Schaubild 2 


Entwicklung der Einschaltquote von 1976 bis 
1983 bei Angebot und Nachfrage bei der Bundes- 
anstalt für Arbeit (jeweils am 30. September) in 

□ Angebot 
Nachfrage 



h Du: I insch jllguolc vrrcLhnct sich jus der Division der Hesverber b/w 
der Bcrulsjusbildungsslcllcn. die bei der Bundesjnsijli lur Arbeit tm 
jesveiligen lierichis jjhr regisineri wurden, durch die Njchfruge b/w 
Angebote in der Delinilion des Herufsbildungslorderungsgesel/es 


e BMBW 


Verbesserung der Transparenz des Ausbildungsstel- 
lenmarktes ungeachtet ihrer Bewerberzahlen ihre Aus- 
bildungsplätze dem Arbeitsamt melden. 

Am 30. September ist das Vermittlungsjahr statistisch 
beendet. Jugendliche beginnen jedoch auch nach die- 
sem Datum ihre Ausbildung. Biszum 31 . Dezember war 
1983 die Anzahl der nicht vermittelten Bewerber aus 
dem Vermittlungsjahr in der Berufsberatungsstatistik 
auf 31483 zurückgegangen. Ausbildungsplätze aus 
dem Sonderprogramm des Bundes standen zu diesem 
Zeitpunkt für rund 6000 Bewerber bereit. Insgesamt 
liegt damit zum Jahresende 1983 die Anzahl der Ju- 
gendlichen ohne Ausbildungsplatz trotz unerwartet 
hoher Nachfrage in der gleichen Größenordnung wie 
im Vorjahr. 

Zur weiteren Entwicklung liegen Erfahrungen der Bun- 
desanstalt für Arbeit vor: Von den rund 34000 am 
30. September 1 982 gemeldeten, nicht vermittelten Be- 
werbern hatten ein Jahr später 45 % eine Ausbildungs- 
stelle gefunden, knapp 10 % suchten am 30. September 
1983 noch einen Ausbildungsplatz. Das Institut für 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesanstalt 
für Arbeit hat darüber hinaus die Situation der am 
30. September 1982 gemeldeten und noch nicht vermit- 
telten Bewerber untersucht. Danach haben diese Be- 
werber 

— zum überwiegenden Teil die allgemeinbildende 
Schule nicht im gleichen Jahr, sondern vorher ver- 
lassen, und zwischenzeitlich entweder eine berufs- 
bildende Schule besucht, eine Berufsausbildung 
abgebrochen oder gearbeitet (,, Altbewerber“), 

— zu einem überdurchschnittlich hohen Anteil die 
Berufsberatung erst später eingeschaltet. 


— in der überwiegenden Mehrzahl keine schulischen 
Defizite — gemessen an formalen Schulabschlüs- 
sen — , die für den Mißerfolg bei der Ausbildungs- 
platzsuche verantwortlich zu machen wären, 

— eine auch nach bereits durchlaufenen ,, Warteschlei- 
fen“ auf dem Weg zu einem Ausbildungsplatz anhal- 
tend hohe und ungebrochene Ausbildungsmotiva- 
tion. Sie resignieren — trotz bisherigen Mißerfolgs — 
nicht, sondern bewerben sich in der Mehrzahl weiter 
um einen betrieblichen Ausbildungsplatz. 

Die Studie zeigt, daß seitens der zum 30. September 
eines Jahres nicht vermittelten Bewerber auch in Zu- 
kunft mit einer hohen Altnachfrage auf dem Ausbil- 
dungsstellenmarkt zu rechnen sein wird. 


3.2 Voraussichtliche Entwicklung 1984 

Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft ist 
nach dem Berufsbildungsförderungsgesetz gehalten, 
die regionale und sektorale Entwicklung des Angebots 
an Ausbildungsplätzen und der Nachfrage ständig zu 
beobachten und die Ergebnisse mit dem Berufsbil- 
dungsbericht der Bundesregierung vorzulegen. 

Die Gesamtnachfrage nach Ausbildungsplätzen dürfte 
1984 zwischen rund 715000 und 735000 liegen. 

Diese Vorausschätzung gründet sich auf folgende Über- 
legungen: 

— Bei unverändertem Übergangsverhalten ergibt sich 
aus der Entwicklung der Schulabgängerzahlen eine 
Nachfrage nach Ausbildungsplätzen von 720000. 
Eine solche Rechnung enthält jedoch einige Un- 
sicherheiten. 

— Die Schulabgänger aus der Sekundarstufe I könn- 
ten wegen der weiterhin angespannten Ausbildungs- 
platzsituation mehr als bisher zunächst eine berufli- 
che Vollzeitschule besuchen oder berufsvorberei- 
tende Angebote wahrnehmen, um ihre Chancen im 
Wettbewerb um Ausbildungsplätze zu erhöhen. Dies 
würde zu einer deutlicheren Verminderung der 
Nachfrage führen, als sie sich aus der Abnahme der 
Schulabgängerzahlen in diesem Bereich ohnehin 
ergibt. Insgesamt wird mit einer Abnahmeder Nach- 
frage aus dieser Schulabgängergruppe zwischen 
10000 und 18000 gerechnet. 

— Der Anteil der Hochschulberechtigten, die eine 
Ausbildung im dualen System anstreben, könnte 
weiter zunehmen. Da auch die Anzahl der Hoch- 
schulberechtigten weiter zunimmt, wird mit einem 
Anstieg der Nachfrage von Hochschulberechtigten 
um 3000 bis 8000 gerechnet. 

— Auch die Nachfrage von Schulabgängern aus beruf- 
lichen Vollzeitschulen und von „Altbewerbern“ dürf- 
te insgesamt etwas ansteigen; gerechnet wird mit 
einem Zuwachs von 5000 bis 13000 gegenüber dem 
Vorjahr. 

Der Trend der Ausbildungsplatznachfrage wird durch- 
aus nicht bundeseinheitlich sein. Mit Abweichungen 
vom Bundesdurchschnitt ist zu rechnen. Die Länder 
Schleswig-Holstein, Hamburg, Nordrhein-Westfalen, 
Hessen und Berlin (West) rechnen mit einer eher 
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zunehmenden Nachfrage nach Ausbildungsplätzen, 
insbesondere von Altbewerbern, in Hessen und Ham- 
burg auch von Abiturienten. 

Die Länder Niedersachsen, Bremen, Rheinland-Pfalz, 
Saarland, Baden-Württemberg und Bayern rechnen 
mit einer eher unveränderten Nachfrage 1984 im Ver- 
gleich zum Vorjahr. 

Auch innerhalb zumindest der größeren Länder wird es 
1984 nennenswerte Unterschiede in der Nachfrage- 
entwicklung geben. Es wird deshalb umso wichtiger 
sein, die regionale Entwicklung vor Ort zu analysieren 
und die notwendigen Schlußfolgerungen fürdieSiche- 
rung eines ausreichenden Ausbildungsplatzangebotes 
zu ziehen. 

Jede Vorausschätzung ist naturgemäß mit Unsicher- 
heiten behaftet. Dies gilt in besonderem Maße für die 
Vorausschätzung der Ausbildungsplatznachfrage in 
den Abgrenzungen des Berufsbildungsförderungsge- 
setzes (vgl. Abschnitt 3.1), weil in den statistischen 
Abgrenzungen weit über 90 % der Nachfrage zugleich 
Angebot, nämlich abgeschlossene Ausbildungsverträ- 


ge, sind. Veränderungen im Angebotsverhalten der 
Betriebe haben deshalb — keineswegs nur in der Stati- 
stik — nachhaltige Auswirkungen auf die Ausbildungs- 
platznachfrage. Nachfrage nach Ausbildungsplätzen 
ist auch Ergebnis der Ausbildungsbereitschaft der 
Anbieter von Ausbildungsplätzen — der Betriebe und 
Verwaltungen. 

1984 werden damit vergleichbare Anstrengungen zur 
Sicherung der Zukunftschancen der Jugend in Ausbil- 
dung und Beruf notwendig sein wie 1983. Die Spitzen- 
organisationen der Wirtschaft haben erklärt, daß sie in 
diesem Jahr mindestens die gleichen Ausbildungslei- 
stungen wie im Vorjahr erbringen wollen und daß in 
einigen Bereichen die Anzahl der Ausbildungsplätze 
noch gesteigert werden soll; sie haben bereits im Hin- 
blick auf ihre Mitgliedsverbände und die Betriebe ent- 
sprechende Maßnahmen eingeleitet. Der Bund wird 
seine Ausbildungsleistung auch 1984 wie im vergange- 
nen Jahr auf hohem Niveau erhalten und weiterführen. 
Die Länder haben für ihren Bereich Vergleichbares 
zugesagt. Insgesamt muß es damit gelingen, 1984 ein 
ausreichendes Berufsausbildungsangebot für die Ju- 
gendlichen bereitzustellen. 
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Beschluß der Bundesregierung zum Berufsbildungsbericht 1984 vom 29. Februar 1984 


Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft hat 
den Berufsbildungsbericht 1984 vorgelegt. Die Bun- 
desregierung stellt fest: 

1 . 1983 war ein schwieriges, aber auch erfolgreiches 
Ausbildungsjahr. Die Gesamtzahl der neuabge- 
schlossenen Ausbildungsverträge beträgt 677698 
und ist damit um 46332 (=7,3%) höher als 1982. 
Zusammen mit den bei den Arbeitsämtern gemelde- 
ten 19641 unbesetzten Ausbildungsplätzen ergibt 
sich zum 30. September 1983 ein Gesamtangebot 
von 697339 Ausbildungsplätzen. Noch nie war das 
Angebot an Ausbildungsplätzen so groß und sind 
so viele Ausbildungsverträge abgeschlossen wor- 
den wie 1983. Dieses gute Ergebnis ist vor allem 
auch in Anbetracht der schwierigen Wirtschafts- 
und Arbeitsmarktlage eine besonders anerkennens- 
werte Leistung der Wirtschaft und der öffentlichen 
Verwaltungen. Die Bundesregierung danktallen, die 
zu diesem Erfolg beigetragen haben. Insgesamt hat 
das duale System der Berufsausbildung die Bewäh- 
rungsprobe des Jahres 1983 bestanden. 

Noch nie zuvor haben sich so viele Jugendliche um 
betriebliche Ausbildungsplätze beworben wie 1983. 
Mit insgesamt 725106 Ausbildungsplatzsuchenden 
wurden die bisherigen Nachfrage-Rekorde 1980 
und 1982 um fast 60000 übertroffen. Diese hohe 
Nachfrage hat demographische Gründe, ist aber 
auch ein Beweisfürdie weiter gewachsene Attrakti- 
vitätder dualen Berufsausbildung undfürden Reali- 
tätssinn der Jugendlichen, die ihre Berufs- und 
Lebenschancen nüchtern abwägen. 

Am 30. September 1983 waren noch 47408 nicht 
vermittelte Ausbildungsplatzbewerber bei den Ar- 
beitsämtern registriert: bis zum 31. Dezember 1983 
ist die Anzahl der bei den Arbeitsämtern gemelde- 
ten, noch nicht vermittelten Jugendlichen um rund 
16000auf31 483zurückgegangen. Ende 1983 waren 
bei den Arbeitsämtern noch 5192 unbesetzte Aus- 
bildungsstellen gemeldet, darüber hinaus standen 
in Programmen des Bundes und der Länder noch 
mehrere tausend Plätze zur Verfügung. 


Im Berufsbildungsbericht 1984 wird die Nachfrage 
nach Ausbildungsplätzen auf 715000 bis 735000 
geschätzt. Es ist durchaus möglich, daß die Bewer- 
berzahl die obere Grenze dieser Spanne erreicht. 
Das Angebot an Ausbildungsplätzen muß noch 
einmal gesteigert werden, damit die voraussichtli- 
che Nachfrage der Jugendlichen befriedigt werden 
kann. 1984 wird also erneut ein schwieriges Ausbil- 
dungsjahr werden. 

Aufgrund der Erfahrungen des vergangenen Jahres 
kann die Aufgabe des Jahres 1984 aber mit Zuver- 
sicht angegangen werden. Nach allen Anzeichen 
wird die Ausbildungsbereitschaft der Betriebe in 
diesem Jahr erneut sehr groß sein. Anders als im 


letzten Jahr ist 1984 damit zu rechnen, daß sich 
zunehmendes Wirtschaftswachstum und eine sich 
abzeichnende Entspannung am Arbeitsmarkt posi- 
tiv auf das Ausbildungsplatzangebot auswirken wer- 
den. Die verbesserten Rahmenbedingungen, diedie 
Wirtschafts- und Finanzpolitik der Bundesregierung 
geschaffen hat, werden auch die Ausbildungsan- 
strengungen der Wirtschaft erleichtern. 

Die Bundesregierung vertraut darauf, daß Industrie 
und Handel, Handwerk, öffentlicher Dienst, Land- 
wirtschaft und Freie Berufe sich erneut ihrer Ver- 
antwortung bewußt sind und die Ausbildungsplatz- 
probleme in diesem Jahr aus eigener Kraft lösen 
werden. Die Bundesregierung wird ihrerseits alles in 
ihren Kräften Stehende tun, um die ausbildende 
Wirtschaft in ihren Anstrengungen zu unterstützen. 

— Nachdem imi letzten Jahr viele Ausbildungsbe- 
triebe ihre Kapazitäten sehr stark ausgeweitet 
haben, kommt es 1984 auch darauf an, daß die- 
jenigen Unternehmen zusätzliche Ausbildungs- 
plätze bereitstellen, die sich bisher an der Berufs- 
ausbildung der Jugendlichen noch nicht oder 
nur in geringem Maße beteiligt haben. Dabei 
kommt der Ausbildung im Verbund eine beson- 
dere Bedeutung zu. 

— Der Bund wird Anstrengungen unternehmen, 
seine Ausbildungsleistung im Hinblick auf die 
besonderen Anforderungen des Ausbildungsjah- 
res 1984 zu steigern und bei Unternehmen mit 
maßgeblicher Bundesbeteiligung darauf hinwir- 
ken, daß ein hoher Ausbildungsstand gewährlei- 
stet bleibt. 

— Vorschriften, die eine Ausbildung erschweren 
können, sollen auch künftig überprüft werden, 
wie dies bei der Arbeitszeitregelung für Auszu- 
bildende in bestimmten Branchen und bei der 
Arbeitsstättenverordnung bereits geschehen ist. 
Ein Entwurf zur Änderung des Jugendarbeits- 
schutzgesetzes liegt vor; einen Entwurf zur Än- 
derung des Schwerbehindertengesetzes wird 
der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung in Kürze vorlegen. 

— Die Bundesregierung erörtert mit den Ländern 
Möglichkeiten zur vorübergehenden Ausweitung 
der Bildungsangebote an beruflichen Schulen. 


3. Die Bundesregierung setzt sich dafür ein, daß das 
duale System der Berufsausbildung in seiner Lei- 
stungsfähigkeit weiter gestärkt wird. 


4 . Die Ausbildungschancen für Mädchen müssen 
ebenso weiter verbessert werden wie für andere 
Gruppen von Jugendlichen, die besondere Schwie- 
rigkeiten haben, einen Ausbildungsplatz zu finden. 
Dazu gehören auch ausländische Jugendliche und 
Behinderte. 
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5. Die Bundesregierung bedauert, daß im Hauptaus- 
schuß des Bundesinstituts für Berufsbildung kein 
von einer überzeugenden Mehrheit getragenes Vo- 
tum zum Berufsbildungsbericht 1984 zustandege- 
kommen ist. 

Die Aussage des Hauptausschusses, 80000 Jugend- 
liche hätten keinen Ausbildungsplatz gefunden, ist 
aus der Sicht der Bundesregierung unzutreffend; sie 
entspricht nicht der gesetzlichen Nachfragedefin- 
ition. Die in der Stellungnahme genannten ca. 
30000 Jugendlichen befanden sich am 30. Septem- 
ber 1983 überwiegend in schulischen Maßnahmen. 
Die Arbeitgeber haben sich in ihrem Minderheitsvo- 
tum dieser Aussage des Hauptausschusses nicht 
angeschlossen. 

Im übrigen stimmt die Stellungnahme des Haupt- 
ausschusses in der Bewertung der Ausbildungs- 
platzsituation 1983 und in der Einschätzung der wei- 
teren Entwicklung weitgehend mit der Bewertung 
der Bundesregierung überein. Die vom Hauptaus- 
schuß aufgestellten Forderungen unterstützen die 


Ausbildungspolitik der Bundesregierung im Jahre 
1984. Insgesamt wird die Bundesregierung durch 
die Stellungnahme des Hauptausschusses in ihrer 
erfolgreichen Politik für mehr Ausbildungsplätze 
bestätigt und bestärkt. 

Das Minderheitsvotum einer Mehrheit der Beauf- 
tragten der Arbeitnehmer weicht von den gesetzlich 
vorgesehenen Berechnungskriterien ab und geht 
von einem anderen Berechnungsmodus aus. Die 
Gewerkschaften fordern in ihrem Minderheitsvotum 
u.a. die Einführung einer Ausbildungspflicht, eine 
Finanzierungsumlage sowie die Meldepflicht für 
Ausbildungsplätze. Die Bundesregierung hält der- 
artige Maßnahmen für nicht geeignet, mehr Ausbil- 
dungsplätze zu schaffen. Sie kann diesem Konzept 
daher nicht folgen. 

6. Die Bundesregierung wird in Erfüllung des Auftrags 
des Deutschen Bundestages vom 19. Januar 1984 
den Berufsbildungsbericht 1984 dem Deutschen 
Bundestag zur Beratung zuleiten. 
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Stellungnahme des Hauptausschusses des Bundesinstituts für Berufsbiidung 
vom 26. Januar 1984 zum Entwurf des Berufsbildungsberichtes 1984 
des Bundesministers für Bildung und Wissenschaft 


1 . Im Jahre 1983 wurden 677700 neue Ausbildungs- 
verträge abgeschlossen. Das ist die höchst Zahl seit 
Bestehen der Bundesrepublik Deutschland. Dies 
bedeutet eine Steigerung um 46300 Ausbildungs- 
verträge im Vergleich zum Vorjahr. Die hohe Ausbil- 
dungsleistung von Unternehmen, Verwaltungen, be- 
rufliche Schulen und außerbetrieblichen Bildungs- 
trägern verdient Anerkennung. 

2 . 47400 den Arbeitsämtern gemeldete Ausbildungs- 
platzbewerberwaren am 30. September 1983 nicht 
vermittelt. Zum gleichen Zeitpunkt waren bei den 
Arbeitsämtern 19600 gemeldete unbesetzte Ausbil- 
dungsplätze vorhanden. Ferner meldete die Bun- 
desanstalt für Arbeit rund 30000 Jugendliche, die 
wegen erfolgloser Bemühungen um einen Ausbil- 
dungsplatz in schulische Maßnahmen ausgewichen 
sind. Durch einen erheblichen, im Berufsbildungs- 
bericht 1 983 nicht erwarteten Anstieg der Nachfrage 
ist trotz der starken Ausweitung des Angebots die 
Ausbildungsstellensituation insgesamt ungünstiger 
geworden: Während 1982 für je 100 Nachfrager 98 
Ausbildungsplätze angeboten wurden, waren es 

1983 nur noch 96^). Zwei Drittel der rund 80000 
Jugendlichen, die keine Ausbildungsstelle erhalten 
haben, sind Mädchen. 

3. Auch das Jahr 1984 wird wegen der anhaltend 
hohen Nachfrage das gesamte Bildungssystem, 
insbesondere die Berufsbildung, vor eine erneute 
große Bewährungsprobe stellen. Nach vorliegen- 
den Schätzungen wird die Zahl der Schulabgänger 
fast unverändert bleiben. Die Ausbildungswünsche 
der Jugendlichen werden sich voraussichtlich wei- 
ter in Richtung der dualen Ausbildung verschieben. 
Dies gilt insbesondere für Abiturienten. Auch Aus- 
bildungsplatzbewerber der Vorjahre, die keinen Platz 
im dualen System erhalten haben, werden voraus- 
sichtlich 1984 erneut in großer Zahl einen Ausbil- 
dungsplatz suchen. Insgesamt wird für das Jahr 

1984 mit einer Nachfrage von ca. 730000 Jugendli- 
chen gerechnet. 

4 . Eine heute nicht erworbene Ausbildung kann die 
künftige Wirtschaftsentwicklung hemmen und wird 
die sozialen Kosten von morgen erhöhen. Sie be- 
deutet für den einzelnen oft einen Mangel für das 
ganze Leben. Der Hauptausschuß des Bundesinsti- 
tuts für Berufsbildung fordert deshalb die Betriebe 
und Verwaltungen auf, in ihren Ausbildungsanstren- 
gungen nicht nachzulassen, alle 1984 frei werden- 
den Ausbildungsplätze wieder zu besetzen und dar- 


Angebots-Nachfrage-Relation in der Abgrenzung des Berufsbil- 
dungsförderungsgesetzes (angebotene zu nachgefragten Ausbil- 
dungsplätzen mal 100). 


Über hinaus zusätzliche Ausbildungskapazitäten be- 
reitzustellen. Verwaltungen, Unternehmen des öf- 
fentlichen Dienstes und Unternehmen mit wesentli- 
cher staatlicher Beteiligung müssen mit gutem Bei- 
spiel vorangehen. 

Die vielfältigen ausbildungsfördernden Aktionen, 
die von Verbänden, Kammern, Gewerkschaften, 
Arbeitsämtern, Parteien und anderen gesellschaftli- 
chen Gruppen 1983 erfolgreich durchgeführt wur- 
den, müssen 1984 noch intensiver fortgeführt wer- 
den. 

Aktionen sollten „vor Ort“ ansetzen. Eine wichtige 
Voraussetzung dafür ist mehr Transparenz der Aus- 
bildungsstellenlage. Betriebe und Verwaltungen 
werden aufgefordert, ihre freien Ausbildungskapa- 
zitäten, ungeachtet der Bewerberzahlen, den Ar- 
beitsämtern frühzeitig zur Besetzung zu melden. 
Auch Jugendliche und ihre Eltern werden aufgefor- 
dert, bei ihren Bemühungen um einen Ausbildungs- 
platz die Arbeitsämter rechtzeitig einzuschalten. Die 
dadurch zusätzlich gewonnene Transparenz eröff- 
net auch überregionale Vermittlungsmöglichkeiten. 

5. Die hohe Zahl von neu abgeschlossenen Ausbil- 
dungsverträgen 1 983 wäre ohne die Bereitschaft der 
Jugendlichen zu einer Ausbildung in einem anderen 
als dem ursprünglich angestrebten Beruf und an 
einem anderen als dem gewünschten Ort nicht mög- 
lich gewesen. Eine hohe Flexibilität bei den Ausbil- 
dungswünschen und die Bereitschaft, längere Weg- 
strecken zur Ausbildungsstätte in Kauf zu nehmen, 
werden auch 1984 nötig sein. 

6. Die Betriebe, die Verwaltungen und die Schulen 
werden aufgefordert, über Vertragsabschlüsse bzw. 
die Aufnahme von Schülern möglichst früh zu ent- 
scheiden. Auch die Jugendlichen sollen so früh wie 
möglich über die Annahme der zugesagten Stelle 
entscheiden und dies dem Betrieb und Arbeitsamt 
mitteilen. 

7. Zur Verbesserung der Ausbildungsstellensituation 
fordert der Hauptausschuß 

— die personelle Lage der Berufsberatung der 
Arbeitsämter zu verbessern; 

— zusätzliches Personal bei den zuständigen Stel- 
len einzusetzen für die Gewinnung von Aus- 
bildungsplätzen; 

— die Mittel der Bundesregierung zur Förderung 
der Ausbildung von benachteiligten Jugendli- 
chen einschließlich der jungen Ausländer und 
der in unterversorgten Regionen wohnenden 
Jugendlichen bedarfsgerecht zu erhöhen; 

— die Maßnahmen des Bundes und der Länder für 
die Schaffung zusätzlicher Ausbildungsplätze 
weiterzuführen, wenn notwendig zu steigern und 
frühzeitig miteinanderzu koordinieren; 
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— geeignete Maßnahmen zu treffen, um bisher 
nicht ausbildende Betriebe in die Ausbildung 
einzubeziehen; u.a. durch Ausweitung des Aus- 
bildungsverbundes. 


8. Der Hauptausschuß des Bundesinstituts für Berufs- 
bildung geht davon aus, daß nach der bisherigen 
Entwicklung die hohe Nachfrage nach Ausbildungs- 
plätzen im dualen System voraussichtlich auch 1985 
anhalten wird. 


Minderheitsvotum der Beauftragten der Arbeitgeber zur Steliungnahme des 
Hauptausschusses 


1. Im Jahre 1983 wurden 677700 neue Ausbildungs- 
verträge abgeschlossen. Das war die höchste Zahl 
seit Bestehen der Bundesrepublik Deutschland. Die 
Steigerung um 46300 gegenüber dem Vorjahr hat 
selbst optimistische Erwartungen übertroffen. Ein- 
schließlich der den Arbeitsämtern gemeldeten 
19600 unbesetzten Ausbildungsplätze wurde ein 
bisher nicht erreichtes Gesamtangebot von 697 300 
Ausbildungsplätzen erzielt. Diese hohe Ausbil- 
dungsleistung von Betrieben, Verwaltungen und 
Praxen der Freien Berufe verdient Anerkennung, 
auch wenn am 30. September 1 983 47 400 Bewerber 
bei den Arbeitsämtern als noch nicht vermittelt 
gemeldet waren. 

2. Auch im Jahre 1984 wird die hohe Nachfrage anhal- 
ten und zu einer erneuten großen Bewährungs- 
probe führen. Nach vorliegenden Schätzungen wird 
sich die Zahl der Schulabgänger aus allgemeinbil- 
denden Schulen zwar etwas verringern. Die Ausbil- 
dungswünsche der Jugendlichen, insbesondere der 
Abiturienten, werden sich aber voraussichtlich wei- 
ter in Richtung auf die betriebliche Ausbildung 
verschieben. 

3. Die Nachfrage wird 1984 voraussichtlich zwischen 
710000 und 730000 liegen. Alle an der beruflichen 
Bildung Beteiligten müssen deshalb die erforderli- 
chen Maßnahmen treffen, um neue Ausbildungsbe- 
triebe zu gewinnen und Ausbildungsbetriebe zur 
Bereitstellung von zusätzlichen Ausbildungsplätzen 


zu motivieren. Die zu erwartende günstigere wirt- 
schaftliche Entwicklung dürfte dazu beitragen, diese 
zusätzlichen Anstrengungen zu erleichtern. 

4. Die Betriebe und Verwaltungen werden deshalb 
aufgefordert, ihre Anstrengungen noch zu verstär- 
ken und 1984 eine ausreichende Zahl von Ausbil- 
dungsplätzen zur Verfügung zu stellen. Trotz schwie- 
riger Haushaltslage sollten auch im öffentlichen' 
Dienst die Ausbildungsleistungen weiter erhöht 
werden. 

Erfolgreiche Aktionen „vor Ort“ setzen Transparenz 
voraus. Freie Ausbildungsstellen sollten in jedem 
Fall den Arbeitsämtern gemeldet werden. Jugendli- 
che und ihre Eltern werden aufgefordert, bei ihren 
Bemühungen um einen Ausbildungsplatz ebenfalls 
die Arbeitsämter einzuschalten. So können auch 
mehr überregionale Vermittlungsmöglichkeiten er- 
schlossen werden. 

5. Über Vertragsabschlüsse bzw. die Aufnahme von 
Schülern sollte möglichst früh entschieden werden. 
Auch die Jugendlichen müssen sofrüh wie möglich 
über die Annahme einer zugesagten Stelle ent- 
scheiden. Umgehende Rückmeldungen beim Be- 
trieb und beim Arbeitsamt sind dringend erforder- 
lich, um die Blockierung von Ausbildungsstellen zu 
verhindern. Alszusätzliche Maßnahme wird die Ein- 
führung von Annahmekarten für alle Bewerber emp- 
fohlen. 


Minderheitsvotum einer Mehrheit der Beauftragten der Arbeitnehmer zur Steiiungnahme 
des Hauptausschusses des Bundesinstituts für Berufsbildung 


Trotz Ausbildungsgarantie — 
schlechteste Bilanz seit 1976 

1. Die gegenwärtige Ausbildungsplatzsituation ist 
katastrophal — Ausbildungsgarantie nicht erfüllt 

Die Ausbildungsstellengarantie des Bundeskanzlers 
wurde trotz einer Steigerung des Ausbildungsplatzan- 
gebots nicht erfüllt. Seit Einführung der amtlichen 
Berufsbildungsstatistik war das Verhältnis von unver- 
sorgten Bewerbern und nicht besetzten Ausbildungs- 
plätzen in keinem Jahr so schlecht wie 1983. 


Von den nahezu 80000 offiziell registrierten unvermit- 
telten Ausbildungsplatzbewerbern erhielten 

— 47400 Bewerber keinen Ausbildungsplatz, 

— 29800 Bewerber wurden auf befristete Maßnahmen 
verwiesen, wobei sie aber ihren Vermittlungswunsch 
aufrechterhielten. 

Um ein realistisches Bild vom Ausmaß des Mangels an 
Ausbildungsplätzen zu erhalten, müssen auch diejeni- 
gen Jugendlichen berücksichtigt werden, die nach 
Beginn des Ausbildungsjahres nicht mehr über das 
Arbeitsamt einen Ausbildungsplatz suchen, aber trotz- 
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dem keinen Ausbildungsplatz erhalten haben. Die Aus- 
sage des Bundesministers für Bildung und Wissen- 
schaft, die Zahl der gemeldeten unversorgten Bewerber 
sei nicht höher als in den vergangenen Jahren, wird 
bereits mit den Daten der Berufsberatungsstatistik 
widerlegt. 

1983 betrug die Zahl der neu abgeschlossenen Ausbil- 
dungsverträge 677700, das sind 46300 mehr als im 
Vorjahr. Es wäre jedoch ein Trugschluß, dieses Ergeb- 
nis allein auf die gestiegene Ausbildungsbereitschaft 
der Betriebe zurückzuführen. Von staatlicher Seite 
wurden zusätzliche finanzielle Mittel für Ausbildungs- 
maßnahmen und Programme bereitgestellt, wobei al- 
lerdings qualitative Gesichtspunkte weitgehend außer 
acht blieben. Berücksichtigt werden muß auch das 
gestiegene Angebot an schulischen Ausbildungsplät- 
zen sowie der entschiedene Einsatz der Betriebs- und 
Personalräte, der Jugendvertretungen und der Gewerk- 
schaften bei der Umsetzung des gewerkschaftlichen 
Sofortprogramms zur Beseitigung des Ausbildungs- 
stellenmangels. 

Festzuhalten bleibt; Die Betriebe konnten der gestiege- 
nen Nachfrage nach betrieblichen Ausbildungsplätzen 
kein ausreichendes Angebot gegenüberstellen. Von 
daher muß die Ausbildungsplatzgarantie des Bundes- 
kanzlers Kohl der Vielzahl von Jugendlichen, die trotz 
aller Bemühungen keinen Ausbildungsplatz erhielten, 
wie Hohn in den Ohren klingen. Statt sich weiterhin auf 
Appelle an die Wirtschaft zu beschränken, muß der 
Staat seine Verantwortung für die berufliche Ausbil- 
dung der Jugendlichen aus dem Grundgesetz endlich 
wahrnehmen, wie es das Urteil des Bundesverfas- 
sungsgerichtes aus dem Jahr 1980 gefordert hat. 

1983 hatte die Bundesregierung die Nachfrage nach 
betrieblichen Ausbildungsstellen auf 655 000 geschätzt. 
In Wirklichkeit lag die Nachfrage der Jugendlichen um 
100000 darüber. Nach der Definition des Berufsbil- 
dungsförderungsgesetzes setzt sich die Nachfrage 
nach betrieblichen Ausbildungsstellen aus den neu 
abgeschlossenen Ausbildungsverträgen und den am 
30. September bei der Bundesanstalt für Arbeit offiziell 
als unvermittelt gemeldeten Bewerbern zusammen. Am 
30. September 1983 waren 677700 neu abgeschlossene 
Ausbildungsverträge und 80000 unvermittelte Bewer- 
ber registriert. Nach dieser Definition suchten also rund 
757000 Jugendliche einen betrieblichen Ausbildungs- 
platz. 

In der offiziellen Prognose für 1983 wurde somit jeder 
siebente Nachfrager ,, vergessen“. Bestätigt wird damit 
die gewerkschaftliche Forderung, daß sich eine Bilanz 
der Ausbildungsplatzsituation nicht auf Ausbildungs- 
plätze im „dualen System“ beschränken darf. In glei- 
cher Weise müssen schulische Ausbildungsmöglich- 
keiten berücksichtigt werden, da viele Jugendliche 
gezwungen sind, auf berufliche Vollzeitschulen und 
Berufsfachschulen auszuweichen. 

Diese Veränderungen im Ausbildungsverhalten der 
Jugendlichen sind mit von der Bundesregierung stati- 
stisch angewandten Methoden offiziell nicht erfaßbar. 
Zusätzlich wurde der Druck auf den betrieblichen Aus- 
bildungsmarkt durch die BAföG-Kürzungen der Bun- 
desregierung verstärkt. Gänzlich unberücksichtigt 
bleibt in den Bedarfsberechnungen der Bundesregie- 
rung die wachsende Gruppe der Altnachfrager. Bei 


dieser Nachfragergruppe handelt es sich um Jugendli- 
che, die bereits vor längerer Zeit den Schulbesuch 
beendet haben und die noch immer keinen Ausbil- 
dungsplatz erhalten konnten. Die Gruppe der Beauf- 
tragten der Arbeitnehmer im Hauptausschuß des Bun- 
desinstituts für Berufsbildung fordert daher die Bundes- 
regierung erneut auf, den Berufsbildungsbericht zu 
einer umfassenden Berufsbildungsgesamtbilanz aus- 
zubauen. 


2. Zur regionalen Situation 

Die regionalen Versorgungsmängel des „dualen Sy- 
stems“ haben sich weiter verschärft. Von den 142 
Arbeitsamtsbezirken weisen 128 (1982 — 105) weniger 
Ausbildungsplätze als Bewerber aus. Unter den Pro- 
blemregionen sind 12 großstädtische Arbeitsamtsbe- 
zirke, davon 8 in Nordrhein-Westfalen. Auch der dies- 
jährige Berufsbildungsbericht läßt nicht klar genug 
erkennen, daß die Ausbildungschancen von Jugendli- 
chen in erheblichem Maße vom Wohnort abhängen. Ein 
Viertel der im Bundesdurchschnitt noch unbesetzten 
Ausbildungsstellen konzentriert sich auf 20 Arbeits- 
amtsbezirke, insbesondere auf Großstädte. Hinweise, 
daß alle Jugendlichen, die eine Ausbildungsstelle su- 
chen, auch eine erhalten könnten, wenn sie nur von 
ihrem sogenannten Traumberufen ablassen und mehr 
Bereitschaft zur „Mobilität“ zeigen würden, erweisen 
sich bei dieser Sachlage als politisches Scheinargu- 
ment. Dieses Argument ist inzwischen auch durch 
Untersuchungen des Institutes für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung der Bundesanstalt für Arbeit wissen- 
schaftlich widerlegt und widerspricht prinzipiell dem 
Grundrecht auf freie Wahl des Berufes und der Ausbil- 
dungsstätte (Artikel 12 Grundgesetz). 


3. Mängel des Berufsbildungsberichtes 1 984 und Fehl- 
entwicklungen im „duaien System“ der beruflichen 
Biidung 

Der Berufsbildungsbericht der Bundesregierung ent- 
spricht nicht den gesetzlichen Bestimmungen. 

Der §3.1 des Berufsbildungsförderungsgesetzes 
schreibt unter anderem vor: 

„in dem Bericht ist die voraussichtliche Weiterent- 
wicklung des Ausbildungsplatzangebotes der kom- 
menden Jahre darzustellen. Erscheint die Siche- 
rung eines ausgewogenen Angebots als gefährdet, 
sind in den Bericht Vorschläge für die Behebung 
aufzunehmen“. 

Hierzu stellt die Gruppe der Beauftragten der Arbeit- 
nehmer im Hauptausschuß des Bundesinstituts für 
Berufsbildung fest; 

a) Der Berufsbildungsbericht enthält keine konkrete 
Darstellung der voraussichtlichen Entwicklung des 
Ausbildungsplatzangebotes in den kommenden 
Jahren. 
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b) Obwohl alle an der beruflichen Bildung Beteiligten 
übereinstimmend davon ausgehen, daß die Siche- 
rung eines ausgewogenen Angebots 1984 gefährdet 
ist, enthält der Berufsbildungsbericht keine konkre- 
ten Vorschläge für die Behebung der schwerwie- 
genden Mängel. 

Die lückenhafte Berichterstattung will über die Ver- 
schlechterung der Situation der Jugendlichen hinweg- 
täuschen. So werden z.B. die Folgen der BAföG- 
Streichung fürdie berufliche Bildung nicht problemati- 
siert. Unberücksichtigt bleiben auch die Auswirkungen 
des technisch organisatorischen Wandels auf Ausbil- 
dung und Beschäftigung sowie die negativen Folgen 
der Rationalisierung. 

Massive Fehlentwicklungen im „dualen System“ der 
beruflichen Bildung bleiben im Berufsbildungsbericht 
weitgehend unberücksichtigt. 

— 51 % der Jugendlichen wurden nicht ihrem Berufs- 
wunsch entsprechend vermittelt. Eine erhöhte An- 
zahl von Ausbildungsabbrechern ist die Folge. 

— Viele Jugendliche wurden in Ausbildungsberufe 
gelenkt, die auch längerfristig keine entsprechen- 
den Beschäftigungschancen bieten (z.B. Friseur/ 
Friseurin, Bäcker/Bäckerin, Verkäufer/Verkäuferin 
im Nahrungsmittelhandwerk, Kraftfahrzeugmecha- 
niker/Kraftfahrzeugmechanikerin). 

Wie neuere Untersuchungen des Instituts für Arbeits- 
markt- und Berufsforschung der Bundesanstalt für 
Arbeit zeigen, ist schon heute ein wachsender Anteil 
der „fehlqualifizierten“ Jugendlichen gezwungen, eine 
zweite Ausbildung anzustreben. 

— Fast zwei Drittel der unvermittelten Bewerber sind 
junge Frauen mit qualifiziertem Schulabschluß. Für 
diese Gruppe wurde das Ausbildungsangebot wei- 
ter eingeschränkt oder fehlt gänzlich. Damit haben 
sich die vorhandenen Benachteiligungen der Frauen 
weiter verstärkt. 

— Fehlende Ausbildungsstellen haben auch die Chan- 
cen arbeitsloser Jugendlicher auf einen Ausbil- 
dungsplatz verringert und mit dazu beigetragen, 
daß die Jugendarbeitslosigkeit 1983 erneut anstieg. 

Angesichts fast 200000 unversorgter Jugendlicher (sie- 
he Bilanz der Gruppe der Beauftragten der Arbeitneh- 
mer im Hauptausschuß des Bundesinstituts für Berufs- 
bildung) hat die Bundesregierung ein Notprograrrim 
beschlossen, das die Bezuschussung von lediglich 
7000 Ausbildungsplätzen vorsieht. Damit werden ein- 
seitig Arbeitgeberforderungen erfüllt, die den Abbau 
der Ausbildungsvergütungen vorsehen. Zu dieser Poli- 
tik gehört auch die massive Aushöhlung des Jugend- 
arbeitsschutzes. 


4. Berufsbildungsbilanz 1983 

Mit der Stellungnahme zum vorangegangenen Berufs- 
bildungsbericht hatte die Gruppe der Beauftragten der 
Arbeitnehmer im Hauptausschuß des Bundesinstituts 


für Berufsbildung eine Prognose für das Ausbildungs- 
jahr 1983 veröffentlicht. Sie wurde unter der Vorausset- 
zung vorgelegt, daß sich das Angebot an Ausbildungs- 
plätzen gegenüber dem Vorjahr nicht wesentlich ver- 
ändert. Vergleicht man diese Prognose der Ausbil- 
dungssituation 1983 mitdertatsächlichen Entwicklung, 
dann haben sich die Befürchtungen nicht voll bestätigt. 
Einerseits liegt dies in der Ausweitung des schulischen 
und betrieblichen Ausbildungsplatzangebotes um 
54000 begründet. Andererseits führt die rigide Auslän- 
derpolitik zu einem Rückgang der Zahl der unversorg- 
ten Jugendlichen. Dennoch sind 200000 unversorgte 
Jugendliche eine erschreckend hohe Zahl, die bil- 
dungspolitisch, gesellschaftspolitisch und verfassungs- 
rechtlich untragbar ist. 

Hinzu kommt die Tatsache, daß eine große Zahl der als 
versorgt geltenden Jugendlichen sich in teilqualifizie- 
renden schulischen Ausbildungsgängen befindet, die 
in vielen Fällen lediglich als „Parkschleife“ angesehen 
werden müssen. Diese Jugendlichen werden zu einem 
späteren Zeitpunkt erneut als Nachfrager nach vollqua- 
lifizierenden Ausbildungsplätzen auftreten. 

Aufgrund der Ausbildungsplatzmisere der vergange- 
nen Jahre ist die Zahl der Jugendlichen, die nach einer 
ausbildungslosen Phase immer noch eine Ausbildungs- 
stelle suchen, beträchtlich angestiegen. So haben Un- 
tersuchungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 
ergeben, daß von den Jugendlichen, die 1982 einen 
Ausbildungsvertrag im ,, dualen System“ abgeschlos- 
sen haben, rund 7% Altnachfrager waren. In der 
Berufsberatungsstatistik der Bundesanstalt für Arbeit 
wurden 1982 rund 20 %der Bewerber zu dieser Gruppe 
gezählt. In absoluten Zahlen: Rund 100700 jugendliche 
Altnachfrager sind bei der Bundesanstalt für Arbeit 
offiziell gemeldet: ihre tatsächliche Zahl dürfte höher 
liegen. 

In der Berufsbildungsbilanz der Gruppe der Beauftrag- 
ten der Arbeitnehmer im Hauptausschuß des Bundes- 
instituts für Berufsbildung wird die Gruppe der Altnach- 
frager durch die Jugendlichen ohne Ausbildungsver- 
trag an den Teilzeitberufsschulen und durch die aus- 
ländischen Jugendlichen außerhalb des deutschen 
Bildungssystems repräsentiert. Auf diesem Wege wird 
die statistische Erfassung der Altnachfrager allerdings 
immer lückenhafter. Zum Beispiel absolvieren in Nie- 
dersachsen alle Jugendlichen ohne Ausbildungsver- 
trag ihre Berufsschulpflicht in einem Berufsvorberei- 
tungsjahr oder einem Berufsgrundbildungsjahr. Diese 
Entwicklung ist auch in anderen Ländern erkennbar. 
Für die Berufsbildungsbilanz ergibt sich als Folge, daß 
die Gruppe der Altnachfrager aus rein statistischen 
Gründen zu immer geringeren Teilen erfaßt wird. 

Für 1 983 liegt die Zahl der Altnachfrager um rund 50000 
Jugendliche höher als sie in der Berufsbildungsbilanz 
der Gruppe der Beauftragten der Arbeitnehmer im 
Hauptausschuß des Bundesinstituts für Berufsbildung 
ausgewiesen ist. Eine kurze Vergleichsrechnung zeigt 
dies; In der Bilanz 1983 sind 247000 Altnachfrager aus- 
gewiesen. Nach der Struktur der Bewerberstatistik 
(20 % Altnachfrager) errechnet sich aber eine Altnach- 
frage von rund 297 300 Jugendlichen. Daraus folgt, daß 
in den nächsten Jahren die Altnachfrager in der Bilanz 
anders erfaßt werden müssen. 
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Berufsbildungsbilanz 1983 für das Bundesgebiet 
(gerundet) 


Wieviele Jugendliche müssen versorgt werden? 


Nachfrage aus lfd. Abgängerjahrgang: 

Schulabgänger aus SEK M) 


799900 

Hochschulberechtigte^) 


292900 

aus beruflichen Schulen 2) 


293900 

Absolventen der Förderlehrgänge 
der BA2) 


20000 

Altnachfrage: 



Berufsschulpflichtige Jugendliche 
ohne Ausbildungsvertrag4) 


113300 

ausl. Jugendliche außerhalb 
des Bildungssystems^) 


133700 

Versorgungsaufgabe 


1653700 

Versorgungsziel 


1653700 

Wieviele Jugendliche sind versorgt worden? 


Studienanfänger^) 

217600 


Überg. ins allg. Schulwesen^) 

53000 

270600 

Vollqualifizierende Ausbildung: 

Beamtenanwärter u. Gesundheits- 
schüler 1. Jahrö) 

Neuabgeschtossene Verträge 

90300 


im dualen System^) 

677800 

768100 

Teilqualifizierte Ausbildung: 

BGJ10) 

85400 


Berufsfachschulen 1. Jahr^o) 

252500 

337900 

Berufsvorbereitung: 



BVJ und Förderlehrgänge 
der BA^o) 

69500 


MBSE 

10000 

79500 

derzeit ohne Ausbildung; 


1456100 



197600 

Versorgungsziel 


1653700 


’) Quelle: Statistisches Bundesamt 

2) Schatzung: Berufsvorbereitungsjahr (Byj) 1982 und Berufsgrundbildungs- 
jahr 1982 und 71 % der Berufsfachschüler 1982 im 1. Jahr 

3) Teilnehmer an Lehrgängen der Bundesanstalt für Arbeit 

'*) Quelle: Statistisches Bundesamt — Teilzeitberufsschüler ohne Ausbildungs- 
vertrag 1982 

5) Schatzung auf der Grundlage der Zahlen ausländischer Schüler in allgemei- 
nen und beruflichen Schulen 1982 (KMK-Veröffentlichung) und den Zahlen 
überdieausländische Bevölkerung von 6 bis unter 20 Jahren (Ausländerzen- 
tralregister' Köln) für das Jahr 1983 

6) Abiturientenbefragung des Statistischen Bundesamtes 1983' 62,5% Hoch- 
schulberechtigte {studierwillig) und die Hälfte der Unentschlossenen (1 1 ,8 %). 
also 74,3 % werden studieren 

^) Statistisches Bundesamt: 1982 158776 Schüler an Fachoberschulen und 
Fachgymnasien, ein Drittel in der 11 Klasse; Schätzung; 1933 rund 53000 
Schüler in der 1 1 Klasse 

0) Schatzung — Beamtenanwärter: Angabe für 1980, Statistisches Bundesamt, 
Fachserie 14, Reihe 6, eigene Berechnungen des 1 Ausbildungsjahres; 
Gesundheitsschüler: Angabe für 1981, Statistisches Bundesarht, Fortschrei- 
bung des Trends bis 1983 

^) Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung 

’°) Schätzung: Angabe für 1982, Statistisches Bundesamt, Fortschreibung des 
Trends bis 1983 


Berufsbildungsprognose 1984 für das Bundesgebiet 
(gerundet) 


Wieviele Jugendliche müssen versorgt werden? 

Nachfrage aus lfd. Abgängerjahrgang: 

Schulabgänger aus SEK M) 
Hochschulberechtigte^) 
aus beruflichen Schulen2) 

780000 

302400 

320000 

Absolventen der Förderlehrgänge der 
BA (F-, G-, V-Lg.)2) 


20000 

Altnachfrage aus früheren Jahren: 

z.B. Ausbildungsabbrecher 

Wehr- u. Zivildienstleistende 

Jungarbeiter 

Arbeitslose Jugendliche 

andere Jugendliche ohne 

Ausbildung^) 


297600 

Versorgungsaufgabe^) 

Versorgungsziel 


1720000 

1720000 

Wieviele Jugendliche werden voraussichtlich versorgt 
werden? 

Studienanfänger^) 224700 

Überg. ins allg. Schulwesen 53000 277700 

Vollqualifizierende Ausbildung: 

Beamtenanwärter u. Gesundheits- 
schüler 1. Jahr®) 

Neu abgeschlossene Verträge 
im dualen System 7) 

90000 

677800 

767800 

Teilqualifizierte Ausbildung: 

Berufsgrundbildung®) 

Berufsfachschulen 1. Jahr®) 

86300 

255000 

341 300 

Berufsvorbereitung: 

BVJ und Förderlehrgänge der BA®) 

MBSE 

73000 

5000 

78000 

Teilnehmer an Bildungsgängen 

derzeit ohne Ausbildung: 
(Vers.aufg.-Teiln.) 

255200 

1464800 

Summe: 


1 720000 


') Quelle: Statistisches Bundesamt 

2) Trendschätzung 

3) Schätzung: Summe der Schulabgänger und der Absolventen der Förderlehr- 
gänge (1 422400) abzüglich der Studienanfänger (244700) ergibt 1 197700, das 
sind 80,1 %. 19,9 % ergeben 297600 Altnachfrager Prozentsätze sind aus der 
Verteilung der Bewerber in der Berufsberatungsstatistik entnommen. 

'*) Die Versorgungsaufgabe errechnet sich aus der Summe aller Abgänger (ein- 
schließlich der Studienanfänger) und der Altnachfrage 

3) Abiturientenbefragung des Statistischen Bundesamtes 1983: 62,5 %derHoch- 
schulberechtigten (studierwillig) und die Hälfteder Unentschlossenen (1 1 ,8 %), 
d. h, 74,3 % werden studieren 

6) Trendschatzung 

0 Neuabschlüsse 1983 
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5. Berufsbildungsprognose 1984 

Das Berufsbildungsförderungsgesetz gibt der Berufs- 
bildungspolitik den verbindlichen Auftrag, die Berufs- 
ausbildung auch durch Planung zu fördern. Die bis- 
herigen Berufsbildungsberichte enthalten vorrangig 
Situationsbeschreibungen für das jeweils zurücklie- 
gende Jahr. Eine verantwortliche Berufsbildungspolitik 
ist jedoch auf eine mittelfristige Prognose angewiesen, 
um den Ausbildungsmarktproblemen rechtzeitig be- 
gegnen zu können. Das setzt eine erheblich verbesserte 
statistische Grundlage voraus. 

Die Gruppe der Beauftragten der Arbeitnehmer im 
Hauptausschuß des Bundesinstituts für Berufsbildung 
legt eine Prognose zu einer „Berufsbildungsbilanz 
1984“ vor. Diese Prognose geht auf der Nachfrageseite 
von den Hochrechnungen der Kultusministerkonferenz 
und anderer verfügbarer Daten aus und übernimmt im 
übrigen die Ist-Zahlen für das Jahr 1983. Wegen der 
o.g. Schwierigkeit, die Gruppe der Altnachfrager stati- 
stisch zu erfassen, wurden auch hier die Daten des 
Jahres 1983 zur Grundlage gemacht. 

Die Prognose rechnet auf der Angebotsseite optimi- 
stisch mit einem gleichbleibenden Ausbildungsange- 
bot, obwohl kaum anzunehmen ist, daß die Ausbil- 
dungsangebote konstant bleiben können. 

Unter diesen Annahmen ergibt sich, daß 1984 ca. 
255200 Jugendliche ohne ausreichende Berufs- 
perspektiven bleiben, wenn nicht zusätzliche Ausbil- 
dungsangebote an diese Jugendlichen gerichtet wer- 
den. 


6. Kriterien zur Beurteilung der beruflichen Bildung 

Für die Gruppe der Beauftragten der Arbeitnehmer im 
Hauptausschuß des Bundesinstituts für Berufsbildung 
ist es nicht akzeptabel, die Funktionsfähigkeit des „dua- 
len Systems“ allein aufgrund der quantitativen Entwick- 
lung der abgeschlossenen Ausbildungsverträge zu be- 
urteilen. Aus gewerkschaftlicher Sicht ist die Situation 
der beruflichen Bildung daran zu messen, inwieweit 
das Recht auf Ausbildung für alle Jugendlichen ver- 
wirklicht werden kann. Konkret bedeutet das: 

— Es muß eine qualifiziertes, konjunkturunabhängi- 
ges und auswahlfähiges Angebot an Ausbildungs- 
plätzen für alle Jugendliche vorhanden sein. 

— Das Ausbildungsplatzangebot muß regional ausrei- 
chend zu jeder Zeit und für alle Gruppen von 
Jugendlichen vorhanden sein. 

— Die angebotenen Ausbildungsplätze müssen zu- 
kunftsbezogen sein. 

— Das Berufsbildungssystem muß innovationsfähig 
sein. 

— Junge Frauen, Ausländer, Sonderschüler und Be- 
hinderte müssen gleiche Chancen auf eine Ausbil- 
dung erhalten. 

— Die Kosten der Berufsbildung sind auf alle Betriebe 
und Verwaltungen zu verteilen und auf Dauer zu 
sichern. 


— Die Ausbildungsvergütung muß eine eigenständige 
Existenzsicherung des Auszubildenden ermögli- 
chen. 

— Berufsbezogener und allgemeinbildender Berufs- 
schulunterricht muß gleichwertiger Teil der Berufs- 
ausbildung sein. 

— Die berufliche Bildung muß auch politische Erzie- 
hung zur Demokratie sein. Sieerfordert paritätische 
Mitbestimmung der Arbeitnehmer auf allen Ebenen 
und in allen Gremien der beruflichen Bildung. 


7. Forderungen 

Der Staat ist verantwortlich für die Erfüllung des Verfas- 
sungsgebotes der Berufswahlfreiheit und der Wahl des 
Ausbildungsplatzes gemäß Artikel 12 des Grundgeset- 
zes. Der Staat hat daher durch geeignete gesetzliche 
und andere Maßnahmen dafür zu sorgen, daß ein- 
wandfreie Ausbildungsplätze angeboten werden An- 
dernfalls muß durch gleichwertige Maßnahmen außer- 
halb der Betriebe ein qualifiziertes Angebot gesichert 
werden. 

7.1 Das betriebliche Ausbildungsplatzangebot muß er- 
heblich ausgeweitet werden. Insbesondere die öffentli- 
chen Arbeitgeber müssen in ihrem eigenen Verantwor- 
tungsbereich für Betriebe mit staatlicher Beteiligung 
und für kommunale Eigenbetriebe eine Aufstockung 
der Ausbildungskapazitäten sichern. Diese Aufstok- 
kung darf nicht allein in Verwaltungsberufen erfolgen, 
sondern ebenfalls in den gewerblich-technischen Aus- 
bildungsberufen. Zu diesem Zweck ist eine gesetzliche 
Ausbildungspflicht aller Betriebe und Verwaltungen 
einzuführen. Für nicht besetzte Pflichtplätze ist eine 
Ausgleichsabgabe einzuführen. 

7.2 Bund und Länder werden aufgefordert, die Finan- 
zierung der beruflichen Bildung durch eine gesetzliche 
Umlage aller Betriebe und Verwaltungen zu sichern. 

7.3 Die Meldepflicht für Ausbildungsplätze gemäß §9 
des Arbeitsförderungsgesetzes muß umgehend einge- 
führt werden. Dies ist erforderlich um 

— das Ausbildungsplatzangebot vollständig zu erfas- 
sen, 

— die an der beruflichen Bildung Beteiligten frühzeitig 
umfassend zu informieren, 

— rechtzeitig geeignete Maßnahmen zur Versorgung 
aller Jugendlichen mit Ausbildungsplätzen ei nzu lei- 
ten. 

7.4 Die Mittel der Förderungsprogramme des Bundes 
und der Länder sind mit wirksamen Qualitätsauflagen 
zu versehen und auf Vollausbildung in anerkannten 
Ausbildungsberufen zu konzentrieren. Sie sind vor 
allem in strukturschwachen Regionen für die Ausbil- 
dung in überbetrieblichen und außerbetrieblichen Aus- 
bildungsstätten einzusetzen. 
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7.5 Alle Länder müssen das Angebot für vollqualifizie- 
rende Bildungsgänge in den beruflichen Schulen erneut 
ausweiten. Die Jugendlichen sind den Auszubildenden 
im dualen System rechtlich und materiell gleichzustel- 
len. 

7.6 Alle Bundesländer und kommunalen Gebietskör- 
perschaften — Großstädte, Landkreise, Städte und 
Gemeinden — sind aufgefordert, staatliche Initiativen, 
z.B. Berufsamt Berlin, vollqualifizierende Ausbildungs- 
gänge an beruflichen Schulen, wie z.B. Bremen und 
Dortmund, aufzulegen. 

7.7 Die Gruppe der Beauftragten der Arbeitnehmer im 
Hauptausschuß des Bundesinstituts für Berufsbildung 
fordert die Bundesregierung auf, die von ihr eingeleite- 
ten Maßnahmen zur Absenkung der Ausbildungsver- 
gütungen und die damit verbundenen Eingriffe in die 
Tarifautonomie der Gewerkschaften durch die Richt- 
linien des einmaligen Sonderprogrammsund dieÄnde- 
rung des Benachteiligungsprogramms zurückzuneh- 
men. 

7.8 Bundesregierung und Bundestag werden dringend 
aufgefordert, ihre Entscheidung gegen das BAföG 
zurückzunehmen und wieder eine sozial gerechte Aus- 
bildungsförderung einzuführen. 

7.9 Die Planung, Errichtung und Weiterentwicklung 
überbetrieblicher Ausbildungsstätten muß auch in Zu- 
kunft durch ein Gesetz gesichert werden. 


7.10 Alle Bundesländer müssen den nach den Rah- 
menlehrplänen und Richtlinien vorgesehenen vollen 
Berufsschulunterricht erteilen. Dabei ist ein angemes- 
senes Angeboten allgemeinbildendem Unterricht (Poli- 
tik, Deutsch, Sport, Religion u.a.) zu sichern. 


7.11 Um die Berufsberatung des Arbeitsamtes in die 
Lage zu versetzen, die ihr übertragenen Aufgaben der 
Berufsberatung und Ausbildungsstellenvermittlung zu 
erfüllen, muß sie ausgebaut werden. 


Die Gruppe der Beauftragten der Arbeitnehmer im 
Hauptausschuß des Bundesinstituts für Berufsbildung 
hat verstärkt über die betrieblichen Interessenvertre- 
tungen und Mitbestimmungsorgane ihren Einfluß gel- 
tend gemacht, um die Zukunftschancen der Jugendli- 
chen zu verbessern. Die gewerkschaftlichen Aktivitäten 
haben wesentlich zur Steigerung des Ausbildungs- 
platzangebotes beigetragen. Deshalb wird die Gruppe 
der Beauftragten der Arbeitnehmer im Hauptausschuß 
des Bundesinstituts für Berufsbildung diese Aktivitäten 
verstärken. Der Berufsbildungsbericht 1984 belegt er- 
neut, daß die quantitative und qualitative Entwicklung 
der beruflichen Bildung nicht den sogenannten Selbst- 
heilungskräften des Marktes überlassen bleiben darf. 
Deshalb ist der Staat zum Handeln verpflichtet, zumal 
die berufliche Qualifizierung aller Jugendlichen ein 
Grundrecht und eine gesellschaftliche Aufgabe von 
hohem Rang ist. 
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